
Stand: 26.10.2021 

laufende Verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland 

vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, die der 

Bundesregierung zur Stellungnahme zugestellt worden sind 

Verfahren, in denen die Bundesregierung ihre Stellungnahme abgegeben hat und die 

Entscheidung des Gerichtshofs erwartet 

1. --20160/16 -Art. 10 EMRK 
(Sitzungspolizeiliche Anordnung) 

2. --4550/15, 6091/16, 6106/16, 8819/16) -Art. 10 EMRK 
(Bildzeitung: Informationsbegehren) 

3. --46808/16 -Art. 8 EMRK 
(Eizellspende/Leihmutterschaft) 

4. --49528/16 -Art. 6 EMRK 
(überlanges Verfahren) 

5. --61347/16-Art.9EMRK 
(Kopftuchverbot bei Krankenpflegerin) 

6. GdL u.a. - 815/18, 3278/18, 12380/18 u.a. -Art. 11 EMRK 

(Tarifeinheitsgesetz) 

7. --80450/17-Art. 10und 11 EMRK 
(,,schwarze Liste" für Lehrereinstellung - Rechtsradikale) 

8. ~ 53568 und 54741/18-Art. 8 EMRK 
(Personenstand bei transsexuellen Eltern) 

9. --58853/18 -Art. 11 (1) EMRK 
(Demonstrationsverbot auf Veranstaltung) 

10. 5943-?/18 -Art. 11 EMRK 
(Beamtenstreikverbot) 

11.--215/19 -Art. 14 und Art. 8 (1) EMRK 
(Racial Profiling) 

12. 20004/18-Art. 2 EMRK 
(Strafmaßreduzierung bei internationaler Vollstreckung) 

, 

V 

V 



13.--12538/19-Art. 8 EMRK 
(Abschiebung) 

14.-- 13337/19-Art. 3, 5 und 13 EMRK 
(Abschiebung, Haftbedingungen) 

15. --13337 /19-Art. 3, 5 und 13 EMRK 
(Personenstandsrecht bei gleichgeschlechtlichen Eltern) 

16. --22321/19 -Art 5 und 6 EMRK 
(Rechtsschutz im Strafvollzug) 

17. 

18. 

- 39371/20 -Art. 2, 3, 6, 8 EMRK 
(Klage portugiesischer Kinder gegen 33 Staaten wegen Klimaschutz) 

-81993/17, 81996/17 -Art. 8, 10 und 13 EMRK 
(Auslands-Telekommunikationsüberwachung) 

19.--19667/18, 8422/19, 12974/20-Art. 6, 8 und 13 EMRK 
(Verfahrensfehler beim Flughafen BER) 

Verfahren. in denen die Bundesregierung derzeit ihre Stellungnahme erarbeitet 

20.--58994/16-Art. 8 und 14 EMRK 
(Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung) 

21. --1022/19 und 1125/19, Art. 8 EMRK 
(Durchsuchung in Anwaltskanzlei) 

22. -11214/19 -Art. 11 EMRK 
(Vereinsverbot wegen Terrorismusförderung) 

23.--51451/19-Art. 6 und 10 EMRK 
(Entlassung/Whistleblowing) 

24. --53962/19 -Art. 8 EMRK · 
(Datenschutz/alte Akteneinträge) 

25 ........ _ 8964/18 -Art. 10 EMRK 

~tlichung einer Gegendarstellung) 

- 57818/18 -Art. 6 EMRK 

(faires Verfahren/Verwertung von polizeilichen Vernehmungen) 



Übersicht über die zum 21.10.2021 anhängigen EuGH- und EuG-Verfahren mit Beteiligung der BReg 

Klage der Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland vom 04.02.2020 wegen Feststellung, dass die 
Bundesrepublik Deutschland dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 296 Abs. 1 und Art. 299 der 
Rlchtllnle 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
verstoßen hat, Indem sie die Pauschalregelung Im Regelfall auf alle landwirtschaftlichen Erzeuger 
unabhängig davonangewendet hat, ob ihnen die Anwendung der normalen Umsatzsteuerregelung oder der 
Sonderregelung für Kleinunternehmen Schwierigkeiten bereiten würde 

Beihilfequalität der Netzentgeltbefreiung nach § 19 StromNEV (vorgehendes AZ T-238/19) 

noch ohne IBelhllfequalität der Netzentgeltbefreiung nach § 19 StromNEV (vorgehendes AZ T-233/19 und T-234/19) 

Belhilfequalltät der Netzentgeltbefreiung nach § 19 StromNEV (vorgehendes AZ T-238/19)(vorgehendes 
AZ T-196/19) 

Beihilfequalität der Netzentgeltbefreiung nach § 19 StromNEV (vorgehendes AZ T-238/19) (vorgehendes 
AZ T-745/18) 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Erfurt (Deutschland) vom 09. August 2021 zu der Frage, ob 
die RL 2007/EG/46 (Kfz-Zulassung) und die VO (EG) 715/2007 (Fahrzeug-Emissionen) auch den einzelnen 

. 1Käufer vor dem Kauf eines. unionsrechtswidrigen Kfz schützen sollen und ob dem von dem Dieselskandal 
betroffenen Autokäufer ein Schadensersatzanspruch unmittelbar aus dem Unionsrecht zusteht 

Vorabentscheidungsersuchen des Landesgerichts Korneuburg (Österreich) vom 13. Juli 2021 zur Auslegung 
der Vorgabe des Art. 3 Abs. 2 Buchst. a VO 261/2004 (Fluggastrechte), dass sich der Fluggast .zur 
Abfertigung einfinden" muss, um einen Ausgleichsanspruch wegen einer Verspätung von mehr als drei 
Stunden geltend zu machen, wenn die Fluggesellschaft dem Fluggast die Verspätung vorab mitgeteilt und 
dieser den Flug deshalb nicht angetreten hat 

Rechtsmittel Ryanair und Laudamotion gegen Urteil zu Klage der Ryanair und Laudamotion gegen die 
C-591/21 P !Kommission vom 13.11.20 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses der Kommission über die staatliche 

Beihilfe SA.57539 (2020/N) (.A1d to Austrian Airlines - CDV!D-lg") 

Klage der Ryanair DAC und Malta Air ltd. gegen die Kommission vom 06.08.21 wegen Nichterklärung des 
Beschlusses der Kommission vom 5. April 2021 betreffend die staatliche Beihilfe SA.59913 (2021/N) für Air 
France als Ausgleich für die infolge der COVID-19 Pandemie entstandenen finanziellen Einbußen. 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Bremen (Deutschland) vom 07. Juli 2021 zu der Frage, ob 
die Festlegung eines Zuschlages nach der deutschen Abgabenordnung bei grenzüberschreitend miteinander 
verbundenen Unternehmen mit der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit vereinbar ist 
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C-427/21 

C-402/21 

C-388/21 

C-395/21 

C-358/21 

C-304/21 

C-266/21 

T-306/21 

C-354/21 

) ) 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts (Deutschland) vom 16. Juni 2021 zu der Frage, ob 
eine Personalgestellung im Rahmen eines Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) in den 
Anwendungsbereich der RL 2008/104/EG (Leiharbeit) fällt 

Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State (Niederlande) vom 23. Juni 2021 zu der Frage, ob und 
inwieweit türkischen Staatsangehörigen, die sich seit mehr als 30 Jahren rechtmäßig in den Niederlanden 
aufhalten, in Einklang mit Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrates über die Entwicklung der Assoziation 
EWG-Türkei die Aufenthaltserlaubnis entzogen werden kann, weil sie aufgrund begangener schwerer 
Straftaten eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgericht Erfurt - Deutschland vom 23. Juni 2021 zu der Frage, ob die 
RL 2007/EG/46 (Kfz-Zulassung) und die VO (EG) 715/2007 (Fahrzeug-Emissionen) auch den einzelnen 
Käufer vor dem Kauf eines unionsrechtswidrigen Kfz schützen sollen und ob dem von dem Dieselskandal 
betroffenen Autokäufer ein Schadensersatzanspruch unmittelbar aus dem Unionsrecht zusteht 

Vorabentscheidungsersuchen des Lietuvos AuksCiausiasis Teismas (Oberster Gerichtshof) (Litauen) vom 23. 
Juni 2021 zu der Frage, ob Art. 4 Abs. 2 der Klauselrichtlinie (RL 93/13) dahin auszulegen ist, dass es für 
die Verständlichkeit einer Vergütungsklausel im Beratungsvertrag eines Rechtsanwalts mit einem 
Verbraucher ausreicht, die Höhe des geschuldeten Stundenhonorars anzugeben und falls nicht, welche 
weitergehenden Informationen vom Rechtsanwalt bereitgestellt werden müssten und welche Rechtsfolgen 
die Intransparenz einer solchen Klausel hätte 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation (Belgien) vom 20. Mai 2021 zu den Anforderungen des 
Art. 23 Abs. 1, 2 Lugano-übereinkommen (gerichtllche Zuständigkeit in Zivil- und Handelssachen) ·an den 
Einbezug einer Gerichtsstandsklausel in einen B2B~Vertrag, wenn der Vertrag elektronisch geschlossen wird 
und nur einen Hyperlink auf die Geschäftsbedingungen, aber kelne Bestätigung des Einverständnisses 
durch die den anderen Teil vorsieht 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio dl Stato (Italien) vom 23. AprU 2021 zu der Frage, ob RL 
2000/78/EG (Gleichbehandlungsrahmenrlchtlinie), Art. 3 EUV, Art. 10 AEUV und Art. 21 der GRCh einer 
nationalen Regelung entgegenstehen, die eine Altersgrenze von 30 Jahren für die Teilnahme an einem 
Auswahlverfahren für Stellen als Kommissar in der Beamtenlaufbahn der staatlichen Polizei vorsieht 

Vorabentscheidungsersuchen des Sofiyski gradskl sad {Bulgarien) vom 26. April 2021 zu der Frage, ob die 
Entziehung der Fahrerlaubnis als verwaltungsrechtliche Sanktion. im Strafverfahren in den 
Anwendungsbereich von Art. 2 und Art. 4 des Rahmenbeschlusses 2008/947/JI fällt und ob Art. 11 der RL 
2006/126/EG (Führerschein-RL) eine Grundlage der Ablehnung der Anerkennung und Vollstreckung der 

Klage der Falke AG gegen die Kommlssion vom 31.05.21 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses der 
Kommission vom 20. November 2020 (Beihilfen Nr. SA.59289) in der durch den Beschluss vom 12. Februar 
2021 (Beihilfen Nr. SA.61744) geänderten Fassung 

Vorabentscheidungsersuchen des Lietuvos vyriausiasis admlnistracinis teismas (Litauen) vom 2. Juni 2021 
zu der Frage, ob die Art. 69 Abs. 5 VO (EU) Nr. 650/2012 (öffentliche Urkunden In Erbsachen) es der 
zuständigen Behörde gestattet, einem Erben die Eintragung als Eigentümer eines vererbten Grundstücks 
Ins Liegenschaftsreglsl:er zu versagen, wenn dieser in einem gemäß dieser VO ausgestellten Europäischen 
Nachlasszeugnis als Alleinerbe ausgewiesen ist 
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orabentscheidungsersuchen des Raad van State (Nledertande)vom 26. Mal 202.1 zu der Frage, o 
Abs. 3 und Art. 29 Abs. 1 der vo 604/2013 (Dublin III-VO) einer nationalen Regelung entgegenstehen, mit 
der sich ein Mitgliedstaat für die Umsetzung von Art. 27 Abs. 3 lit. c entschieden hat, aber aufschiebende 
Wirkung bezüglich der Durchführung einer Überstellungsentscheidung auch einem Widerspruch gegen eine 
Entscheidung in einem Verfahren über einen Aufenthaltstitels im Zusammenhang mit Menschenhandel 

Klage der E. Breuninger GmbH & Co. gegen die Kommission vom 12.05.21 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses der Kommission vom 20;11.2020 (Beihilfen-Nr. SA.59289) in der durch den Beschluss der 
Kommission vom 12.02.2021 (Beihilfen Nr. SA.61744) geänderten Fassung betreffend die deutsche 
Beihilferegelung "Bundesregelu_ng Fixkostenhilfe 2020" aus Anlass der Covid19-Pandemie 

Vorabentscheidungsersuchen des Triburial Jud1c1al da Comarca dos Ac;ores (Julzo Local Clvel de Ponta 
Delgada - Julz 4) (Portugal) vom 25. Januar 2021 zu der Frage, ob eine Störung der Treibstoffversorgung 
auf dem Ausgangsflughafen, wenn dieser Flughafen für die Verwaltung des Treibstoffsystems verantwortlich 
ist, einen „außergewöhnlichen Umstand" im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der VO Nr. 261/2004 (Fluggastrechte-

Vorabentscheidungsersuchen des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen (Deutschland) vom 23. April 
2021 zu der Frage, ob Art. 44 Abs. 2 der VO (EG) 987/2009 im Lichte von Art. 21 AEUV erweiternd 
dahingehend auszulegen ist, dass der zuständige Mitgliedstaat Kindererziehungszelten auch dann 
berücksichtigen muss, wenn die erziehende Person vor und nach der Kindererziehung zwar rentenrechtllche 
Zeiten wegen Ausbildung oder Beschäftigung nur im System dieses Staates hat, aber unmittelbar vor oder 
nach der Kindererziehung Beiträge in dieses System nicht entrichtet hat 

•reme Court of Norway (Norges H0yesterett) (Norwegen) vom 26. Mai 2021 ·um ein 
"A-Gerichtshofs zu der Frage, wann ein selbstständiger Gewerbetreibender für eine 
Sinne des Art. 1 Abs. 2 Alt. 1 der Richtlinie 86/653/EWG (Handelsvertreter-RL) den Ver­

n „vermittelt" (engl. Sprachfassung: "negotiate") und damit Handelsvertreter im 

Klage Deutschlands gegen dei Kommission wegen Nichtigerklärung des Beschlusses (EU) 2021/534 vom 
24. März 2021 zur Feststellung gemäß Artikel 39 Absatz 1 der Richtlinie 2014/33/EU, mit dem eine 
Maßnahme Deutschlands im Hinblick auf die Untersagung des Inverkehrbringens eines von Orona 
hergestellten Aufzugsmodells für ungerechtfertigt erklärt wurde 

Vorabentstheidungsersuchen des BundesarbE!itsgericht - Deutschland vom 18. Mai 2021 zu der Frage, unter 
welchen Voraussetzungen nach Art. 5 der Richtlinie 2008/104/EG (Leiharbeitsrichtlinie) in einem 
Tarifvertrag von dem Gleichbehandlungsgrundsatz zwischen Stammarbeitnehmern und Leiharbeitnehmern 
zuungunsten Letzterer abgewichen werden darf, insb. hinsichtlich der Vergütung 

Vorabentscheidungsersuchen des Cour de cassatlon du Grand-DuchE! de Luxembourg (Luxemburg) vom 06. 
Mai 2021 zu der Frage, ob die Sechste RL 77/388/EWG (zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern) auf Dienstleistungen anwendbar ist, die im gemeinschaftlichen 
Hoheitsgebiet Luxemburgs und Deutschlands (Mosel) erbracht werden 

VorabentSCfieldungsersuchen desBiJnaesverwalfungsgertchts (Deutschland} vom 26. Januar 2021 zu der 
Frage, ob eine behördliche Aussetzung der Vollziehung der Überstellungsentscheidung wegen der COVID-
19-Pandemie vom Anwendungsbereich des Art. 27 Abs. 4 del" Dublin 111-VO erfasst ist und Ob eine ~olche 
Aussetzungsentscheidung eine Unterbrechung der Überstellungsfrlst nach Art. 29 Abs. 1 Dublin 111-VO 
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) ) 

Voraberitscheidungsersuchen des Korkein oikeus (Finnland) vom 22. April 2021 zur Frage, ob der Begriff 
des „Herstellers" im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Produkthaftungsrichtlinie (85/374/EWG) voraussetzt, dass 
sich eine Person neben dem Anbringen ihres Erkennungszeichens auf dem Produkt auch auf andere Weise 
als Hersteller ausgibt 

Klage des Firearms United Network gegen die Kommission vom 09.04.21 wegen Nlchtigerklärung der 
Verordnung (EU) 2021/57 der Kommission vom 25. Januar 2021 zur Änderung des Anhangs XVII der 
REACH-Verordnung betreffend Blei in Sehrotmunition in oder in der Nähe von Feuchtgebieten 

Klage der Ryanair DAC und Malta Air ltd. gegen die Kommission vom 20.04.21 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses der Kommission vom 4. Mai 2020 über die staatllche Beihilfe SA.57082 (2020/N) -Frankreich 
- COVID-19 - Befristeter Rahmen Art. 107 Abs. 3 Buchst. b AEUV - Garantie und Gesellschafterdarlehen 
zugunsten von Air France 

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts Düsseldorf (Deutschland) vom 24. März 2021 
bezüglich des Beschlusses des Bundeskartellamts aus Februar 2019, mit dem Facebook die 
Zusammenführung von Nutzerdaten aus verschiedenen Quellen untersagt wurde und zu verschiedenen 
Fragen dahingehend, ob die nationale Kartellbehörde befugt ist, Verstöße gegen die DSGVO im Rahmen der 
kartellrechtllchen Missbrauc_hsaufsicht festzustellen sowie dahingehend, ob bestimmte Datenverarbeitungen· 
durch die Facebook Ireland Ltd. gemäß ihren Nutzungsbedingungen gegen die DSGVO verstoßen 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Ravensburg (Deutschland) vom 09. und 31. März 2021 zu 
der Frage, ob verschiedene Artikel der RL 2007/46 i.V.m. Art. 5 Abs. 2 VO (EG) Nr. 715/2007 Individuelle 
Schutzrechte im Sinne des§ 823 Abs. 2 BGB und mithin einen Schadenersatzanspruch gegen einen 
Automobilhersteller wegen Einbaus einer unzulässigen Abschalteiiirichtung (Thermofenster) begründen 
können sowie zur Frage der Berücksichtigung des Nutzungsvorteils 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgericht Ravensburg (Deutschland) vom 19. März 2021 zu der Frage, 
ob die sog. Gesetzlichkeitsfiktion nach Art. 247 § 6 und Art. 247 § 12 EGBGB, soweit sie den Vorgaben des 
Art. 10 Absatz 2 lit. p) RL 2008/48/EG (Verbraucherkreditverträge) widersprechende Vertragsklauseln als 
genügend erklären, unvereinbar mit der RL 2008/48/EG ist und ob die Ausübung des Widerrufsrechts nach 
der Richtlinie verwirkt oder rechtsmlssbräuchllch sein kann 

Vorabentscheidungsersuchen des Corte suprema di cassazione (Italien) vom 29. März 2021 zu der Frage, 
ob die Verletzung der Pflicht zur Aushändigung des Merkblattes nach Art. 4 Abs. 2 Dublin III-Verordnung im 
Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens nach Art. 27 Dublin III-Verordnung zur Aufhebung der 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs (Österreich) vom 25. März 2021· zu der Frage, ob 
die von einem Gericht für zulässig erklärte Unterbringung eines Antragstellers in der psychiatrischen 
Abteilung einer Krankenanstalt gegen oder ohne seinen Willen eine Inhaftierung im Sinne von Art. 29 Abs. 
2 S. 2 Dublin III-Verordnung darstellt und die Verlängerung der Überstellungsfrist auf höchstens ein Jahr 
rechtfertigt sowie zur Frage, ob die Frist stets auf ein ganzes Jahr verlängert werden kann 

er 
f vu ,:;111,:; v,:;1 IU;:>LIC;:>L;:>Lc;IIUI '!:I l,ICLU!;,111\,.11 uc;:, ,., Cl'-Ll!;,ll!;,11\,c;IL;:>I CL-1 IL:. VVI I VI IIVl 1::,1,,.1u1 yc, 11 au1 1.:111 UI 1u1aye von 

. 7 Abs. 1 Buchst. b, 8 Abs. 4 FreizügigkeitsR~ wegen fehlender Existenzmittel gegenüber Personen, die 
Grund ihrer Behinderung keine oder nur eingeschränkte Erwerbstätigkeit ausüben können, eine 
:elbare Diskriminierung und einen Verstoß gegen Art. 8, 14 EMRK sowie Art. 2i Abs. 1 EU-
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zum 
, I .•••• .J. UIJU 1•1• L u1u;,,~c;1 u:.-vu ~V"-' 1'11• .J..C...J.JJLV.J.LJ ~<:ac;~c;1Lc;11 'U<:;11\.IIL~LCIIIUe sowie 

Frage des Orts des schädigenden Ereignisses, wenn ein Zahlungsdienstleister vom Konto eines Kunden 
ronisches Geld auf das Empfangskonto eines Glücksspieluntemehmens bei dem gleichen 
ungsdienstleister überweist und in dieser Mitwirkung .eventuell eine unerlaubte Handlung zu erblicken 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts ( Deütsi:hl"all(ff\/(,-n,··29:-se-pierribE!r-2020Zu der 
Frage, ob die Anwendungen der allgemeinen Verjährungsregelungen der§§ 198, 199 BGB auf den 
Anspruch auf Jahresurlaub in Einklang mit Art. 7 RL 2003/88/EG (Arbeitszeitgestaltung) und Art. 31 Abs. 2 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal d'arrondlssement (Luxemburg) vom OS. März 2021 und des 
Tribunal de l'entreprise francophone de Bruxelles (Belgien) vom 22. März 2021 zu der Frage, ob und unter 
welchen Umständen die rechtswidrige Benutzung einer Unionsmarke durch Werbung von Drittanbietern auf 
der Website eines Online-Marktplatzes dem Betreiber dieses Online-Marktplatzes zuzurechnen ist, sodass er 
selbst unionsmarkenrechtlich in Anspruch genommen werden kann 

Rechtsmittel Estlands gegen das Urteil des Gerichts vom 28.10.20 In der Rechtssache T-594/18 wegen 
Aufhebung jenes Urteils und Bestätigung des Durchführungsbeschlusses C(2018) 4831 final der 
Kommission vom 17.07.2018, mit dem die Genehmigung für das Inverkehrbringen des Humanarzneimittels 
"Aplidin - Plitidespin" gemäß der VO Nr. 726/2004 ("Genehmigung und Überwachung von Human- und 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal administratif (Luxemburg) vom 01. März 2021 zu der Frage, 
unter welchen Voraussetzungen Art. 33 Abs. '2 Buchst. a RL 2013/32/EU auf minderjährige Antragsteller 
anzuwenden ist, deren Eltern bereits intemationaler Schutz in-einem anderen EU-Mitgliedstaat gewährt 
wurde (nachgeborene Kinder lntemational Schutzberechtigter, vgl. auch die anhängige Rechtssache C-

Vorabentscheidungsersuchen deS-Svea Hovrätt (Schweden) vom 01. März 2021 zu der Frage, ob 
Unionsrecht einem intra-EU Investor-Staat-Schiedsverfahren, das auf aen Energiecharta-Vertrag geStützt 
wird, entgegensteht 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs (Österreich) vom 28. Januar 2021 zu der Frage, ob 
der Schadenersatzanspruch im Falle von Körperverletzungen aus Art. 17 Abs. 1 des Montrealer 
Übereinkommens (übereinkommen zur Vereinheitlichung bestimmter Vorschriften über die Beförderung Im 
internationalen Luftverkehr) psychische Gesundheitsschädigungen umfasst und ob andernfalls Art. 29 .des 
Übereinkommens nationalem Recht, das einem solchen Schadenersatzanspruch vorsieht, entgegensteht 

Rechtsmittel der PlastlcsEurope gegen Urteil (Rechtssache T-207/18) zur Klage der PlasticsEurope gegen 
die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) wegen der Entscheidung, Bisphenol A als besonders 
besorgniserregenden Stoff im Sinne der REACH-Verordnung einzustufen 

Vorabentscheidungsersuchen des Sqd Najwy:Zszy (Polen) vom 17. September 2020 zu der Frage, ob Art. 7 
Abs. 1 Buchst. b der RL Nr. 653/86 (,,Koordinierung der Rechtsvorschriften bzgl. selbstständiger 
Handelsvertreter") dahin auszulegen ist, dass er dem selbstständigen Handelsvertreter einen absoluten 
Provisionsanspruch für einen während der Dauer des Handelsvertretervertrags mit einem Dritten, den er 
bereits vorher für Geschäfte gleicher Art als Kunden geworben hatte, geschlossenen Vertrag einräumt, oder 
dieser Anspruch vertraglich ausgeschlossen werden kann 
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C-98/21 

C-38/21 

C-47/21 

C-157/21 

C-156/21 

T-34/21 

C-66/21 

T-14/21 

C-34/21 

) ) 

Vorabentsch_eidungSersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) vom 23. September 2020 u.a. zu der 
Frage, ob Art. 168 Buchst. a i.V.m. Art. 167 der RL Nr. 112/2006 (,,MwStSyst-RL") dahin auszulegen ist, 
dass einer geschäftsleitenden Holding, die steuerpflichtige Ausgangsumsätze an Tochtergesellschaften 
ausführt, das Recht auf Vorsteuerabzug auch für Leistungen zusteht, die sie von Dritten bezieht und gegen 
Gewährung einer Beteiligung am allg. Gewinn in Tochtergesellschaften einlegt, obwohl die bezogenen 
Eingangsleistungen nicht in direktem und unmittelbarem Zusammenhang mit den eigenen Umsätzen der 
Holding, sondern mit den (weitgehend) steuerfreien Tätigkeiten der Tochtergesellschaften stehen 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Ravensburg (Deutschland) zu der Frage, ob die sog. 
Gesetzlichkeitsfiktion nach Art. 247 § 6 und Art. 247 § 12 EGBGB, soweit sie den Vorgaben des Art. 10 
Absatz 2 lit. p) RL 2008/48/EG (Verbraucherkreditverträge) widersprechende Vertragsklauseln als 
genügend erklären, unvereinbar mit der RL 2008/48/EG Ist und ob die Ausübung des Wlderrufsrechts nach 
der Richtlinie rechtsmissbräuchlich sein kann 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Ravensburg (Deutschland) vom 28.12.2020 zu der Frage, ob 
die sog. Gesetzlichkeitsfiktion nach Art. 247 § 6 und Art. 247 § 12 EGBGB, soweit sie den Vorgaben des Art. 
10 Absatz 2 lit. p) RL 2008/48/EG (Verbraucherkreditverträge) widersprechende Vertragsklauseln als 
genügend erklären, unvereinbar mit der RL 2008/48/EG Ist und ob die Ausübung des WlderrufsrechtS nach 
der Richtlinie rechtsmissbräuchlich sein kann 
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dungsersuchen 
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dungsersuchen 
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dungsersuchen 

Klage Polens gegen die Verordnung (EU 1 Euratom) 2020/2092 des Europäischen Parlaments und des Rates l~~ag~~~1a~;n m;t 
vom 16. Dezember 2020 über eine allgemeine Konditionalitätsregelung zum Schutz des Haushalts der Union rei I e s au 

Klage Ungarns gegen die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europäischen Parlamerits und des 
Rates vom 16. Dezember 2020 über eine allgemeine Konditionalitätsregelung zum Schutz des Haushalts 
der Union 

Klage der Ryanair DAC gegen die Kommission vom 22.01.21 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses der 
Europäischen Kommission vom 25. Juni 2020 über die staatliche Beihilfe SA.57153 (2020/N) - Germany -
COVID-19 - Aid to Lu~hansa 

Vorabentscheidungsersuchen des Rechtbank Den Haag, Sitzungsort Zwolle (Niederlande) vom 28. Januar 
2021 zur Auslegung des Art. 6 der RL Nr. 81/2004 ("Aufenthaltsrichtlinie für Opfer des Menschenhandels"), 
u.a. zum Beginn und Ende der Bedenkzeit, wenn keine Umsetzung in innerstaatliches Recht erfolgt Ist, und 
zur Möglichkeit von Entscheidungen über und Vollstreckungen von Rückführungen nach der Dublln-III­
Verordnung während der Bedenkzeit 

Klage der Ryanair DAC gegen die Kommission vom 15.01.21 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses vom 
21.08.2020 über die staatliche Beihilfe SA.57544 (2020/N) zu einer Beihilfe für Brussels Airlines 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts Wiesbaden (Deutschland) vom 21. Dezember 2020 
zu der Frage, ob die Öffnungsklausel In Art. 88 Abs. 1 der VO Nr. 679/2016 (.DSGVO") dahin auszulegen 
ist, dass eine spezifischere nationale Vorschrift die Anforderungen aus Art. 88 Abs. 2 DSGVO erfüllen muss 
und ob die nationale Norm, wenn sie diese Anforderungen nicht erfüllt, trotzdem noch anwendbar bleibt 
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T-409/21 

C-700/20 

C-702/20 

C-723/20 

C-720/20 

C-708/20 

C-677/20 

C-660/20 

Klage der Emmentaler Switzerland gegen das Amt der Europa1schen Union für Geistiges Eigentum (EUIPO) 
wegen Aufhebung der Entscheidung der zweiten Beschwerdekammer des EUIPO vom 28. Oktober 2020 in 
der Sache R 2402/2019-2 betreffend die lntematio_nale.Registrierung der Wortmarke EMMENTALER mit 
Benennung der Europäischen Union - Internationale Registrierung Nr. 1 378 524 mit Benennung der 

Klage DE gegen KOM wg. KWKG (Beihilfe); Klage gegen EEG 2017 wurde abgesagt 

Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justlce Business and Property Courts of England and Wales 
(Vereinigtes Königreich) vom 21. Dezember 2020 u.a. zu der Frage, ob ein Urteil entsprechend eines 
Schiedsspruches eine relevante „Entscheidung" i.S.d. Art. 34 Nr. 3 VO Nr. 44/2011 ("Brüssel-I-VO") des 
Mitgliedstaates darstellt, in dem die Anerkennung geltend gemacht wird 

Vorabentscheidungsersuchen des Augstakä tiesa (Senats) (Oberster Gerichtshof) (Lettland) vom 18. 
Dezember 2020 und 07. Januar 2021 u.a. zu der Frage, ob eine öffentlichen Betreibern auferlegte Pflicht, 
Strom zu einem höheren Preis als dem Marktpreis von Erzeugern, die erneuerbare Energiequellen zur 
Stromerzeugung nutzen, abzunehmen und die den Endverbrauchern auferlegte PFiicht zur 
verbrauchsabhängigen Zahlung zu decken, eine staatliche Maßnahme oder Maßnahme unter 
Inanspruchnahme staatlicher Mittel i.S.v. Art. 107 Abs. 1 AEUV darstellt 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs (Deutschland) vom 17. Dezember 2020 zu der Frage, 
wie die internationale Zuständigkeit eines Insolvenzgerichts nach Art. 3 Abs. 1 VO 2015/848 (EuinsVO) zu 
bestimmen ist, wenn eine Schuldnergesellschaft den· Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen Interessen in einem 
Mitgliedstaat hat, sich ihre Hauptverwaltung in einem anderen Mitgliedstaat befindet, und wenn der Sitz der 
Hauptverwaltung verlegt wird, während sm dem ursprünglichen Verwaltungssitz bereits ein Insolvenzantrag 
gestellt ist, aber noch nicht über diesen entschieden wurde 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts Cottbus (Deutschland) vom 14. Dezember 2020 u.a. 
zu der Frage, ob Art. 20 Abs. 3 der VO Nr. 604/2013 (,,Dublin-Ur') analog anzuwenden ist, wenn ein 
minderjähriges Kind und seine Eltern in demselben Mitgliedstaat Anträge auf internationalen Schutz stellen, 
die Eltern jedoch bereits Internationalen Schutz in einem anderen Mitgliedstaat genießen, wogegen das 
Kind erst in dem Mitgliedstaat geboren wurde, In dem es den Antrag gestellt hat 

Vorabentscheidungsersuchen des County Court in Birkenhead (Vereinigtes Königreich) vom 30. Dezember 
2020 zu der Frage, ob Art. 13 Abs. 3 der VO Nr. 1215/2012 (Brüssel-!) auf einen Rechtsstreit Anwendung 
findet, an dem eine Haftpflichtversicherung als Beklagte beteiligt ist, es sich aber nicht um eine 
Versicherungssache handelt und eine Streitverkündung tatsächlich nicht erfolgte 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts (Deutschland) vom 18. August 2020 zu der Frage, 
ob Art. 4 Abs. 4 der RL Nr. 86/2001 (.SE.- Beteiligung der Arbeitnehmer") einer nationalen Vorschrift 
entgegensteht, wonach sich für den Fall der Gründung einer SE durch Umwandlung ergibt, dass für einen 
bestimmten Teil der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer ein gesondertes Auswahlverfahren für von 
Gewerkschaften vorgeschlagene zu gewährleisten ist 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts (Deutschland) vom 11. November 2020 zu der 
Frage, ob eine Regelung, nach der ein Flugführer ab einer besümmten Anzahl von Flugstunden eine 
Mehrvergütung erhält, gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung von Teilzeitbeschäftigen i.S.d. § 4 der 
Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit (Anhang der Richtlinie 97/81/EG) verstößt, wenn die Regelung 
nicht zwischen Tell- und Vollzeitangestellten differenziert · 
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C-633/20 

C-646/20 

C-6/21 P 

C-624/20 

C-538/20 

C-568/20 

C-589/20 

) ) 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs (Deutschland) vom 15. Oktober 2020 zu der Frage, 
ob sich ein Unternehmen als Versicherungsvermittler i. S. d. RL Nr. 92/2002 ("Versicherungsvermittlung" a. 
F.) und der RL Nr. 97/2016 ("Versicherungsvermittlung" n. F.) qualifiziert, wenn es Versicherungen als 
Gruppenversicherung bei einem Versicherungsunternehmen unterhält und gegenüber Verbrauchern 
Mitgliedschaften vertreibt, die zur Inanspruchnahme der Versichenmgsleistungen im Versicherungsfall 
berechtigen und von den geworbenen Mitgliedern eine Vergütung für den Versicherungsschutz erhält 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs (Deutschland) vom 28. Oktober 2020 zu der Frage, 
ob die vor einem Zlvllstandsbeamten erfolgte Eheauflösung in einem anderen Mitglledstaat eine Scheidung 
im Sinne der VO Nr. 2201/2003 {,,Brüssel Ila-VO") darstellt und ohne weiteres Anerkennungsverfahren im 

Rechtsmittel der Bundesrepublik Deutschlands und Estlands gegen das Urteil des Gerichts vom 28.10.20 in 
der Rechtssache T-594/18 wegen Aufhebung jenes Urteils und Bestätigung des Durchführungsbeschlusses 
C{2018) 4831 final der Kommission vom 17.07.2018, mit dem die Genehmigung für das Inverkehrbi:-lngen 
des Humanarzneimittels „Aplidin - Plitidespin" gemäß der VO Nr. 726/2004 (,.Genehmigung und 
Überwachung von Human- und Tierarzneimittel") versagt wurde 

Vorabentscheidungsersuchen des Rechtbank Den Haag, zittingsplaats Amsterdam (Niederlande) vom 24. 
November 2020 u.a. zu der Frage, ob die zeitliche Natur des Aufenthaltsrechts aus Art. 20 AEUV 
unionSrechtlich zu definieren und (bejahendenfalls) eine vorübergehende oder nichtvorübergehende Natur 
anzunehmen sel, spwie zur Notwendigkeit der Unterscheidung nach unterschiedlichen unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechten bei der Anwendung der RL Nr. 2003/109/EG (Rechtsstellung von langfristig 
aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen) 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) vom 06. Oktober 2019 zur Auslegung 
der Art. 49 i.V.m. Art. 54 AEUV, u.a. zur inländischen Berücksichtigung finaler Verluste einer ausländischen 
Betriebsstätte im DBA-Freistellungsfall sowie zur Abzugsfähigkeit auf den Gewerbeertrag (Gewerbesteuer), 
zur Auswirkung von Verlustvortragsmöglichkeiten im Belegenheitsstaat und die Begrenzung finaler Verluste 
der Höhe nach durch die Vorschriften des Belegenheitsstaats 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs (Österreich) vom 23. September 2020 zu der 
Frage, ob Art. 2 lit a und Art. 39 EuGVVO 2012 dahin auszulegen sind, dass eine zu vollstreckende 
Entscheidung auch dann vorliegt, wenn der Titelschuldner in einem Mitgliedstaat nach summarischer 
Prüfung In einem kontradiktorischen Verfahren, aber nur im Hinblick auf die Bindung an die Rechtskraft 
eines gegen ihn in einem Drittstaat ergangenen Urteils, zur Zahlung an die im Drittstaatverfahren 
obsiegende Partei im Sinne der drittstaatlichen Judikatschuld verpflichtet wird, wobei sich der Gegenstand 
des Verfahrens im Mitgliedstaat auf die Prüfung beschränkte, ob der Anspruch aus der Judikat-schuld 
gegenüber dem Titelschuldner besteht 

Vorabentscheidungsersuchen des La"!desgerichts Korneuburg (Österreich) vom 15. September 2020 zu der 
Frage, ob Art. 17 des Montreal-Übereinkommens dahin auszulegen ist, dass der Begriff "Unfall" einen 
Sachverhalt erfasst, bei dem ein Fluggast beim Ausstieg aus dem Flugzeug auf dem letzten Drittel der 
mobilen Ausstiegstreppe stürzt und sich dabei verletzt, wobei die Verletzung nicht durch einen bei der 
Fluggastbetreuung eingesetzten Gegenstand, eine rutschige Treppe oder mangelhafte Beschaffenheit der 
Treppe verursacht wurde 
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C-572/20 

C-559/20 

A-1/20 

T-582/20 

C-534/20 

C-537/20 

C-519/20 

C-555/20 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Köln (Deutschland) vom 20. Mal 2020 zu der Frage, ob 
Art. 63 AEUV einer nationalen Steuervorschrift entgegensteht, die nur von im Ausland ansässigen 
Gesellschaft zum Zwecke der Erstattung der Kapitalertragsteuer den Nachweis durch Bescheinigung der 
ausländischen Steuerverwaltung verlangt, dass die Kapitalertragsteuer nicht unmittelbar oder mittelbar bei 
ihr angerechnet oder abgezogen werden kann und eine Anrechnung tatsächlich nicht erfolgt ist 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Saarbrücken (Deutschland) vom 06. Oktober 2020 zu der 
Frage, ob Art. 13 und 14 der Richtlinie 2004/48/EG dahingehend auszulegen sind, dass notwendige 
Anwaltskosten, die dem Rechteinhaber des geistigen EIQentums dadurch entstehen, dass er 
außergerichtlich im Wege der Abmahnung einen Unterlassungsanspruch gegen einen Verletzer dieser 
Rechte geltend macht, von diesem in Gänze erstattete werden müssen 

Antrag des Königreichs Belgien auf ein Gutachten vom ~2. Dezember 2020 zu der Frage, ob Art. 26 des 
Entwurfs des Energiecharta-Vertrags mit Art. 19 EUV und Art. 344 AEUV vereinbar ist, wenn dieser die 
Anwendung eines Investor-Staat-Schiedsmechanismus innerhalb der EU zulässt und keine ausdrückliche 
Spezialregelung oder eindeutige Trennungsklausel enthält, die die Nichtanwendbarkeit des Art. 26 zwischen 
den Mitgliedstaaten vorsieht 

Klage der Ighoga Region 10 u. a. gegen Kommission vom 17. September 2020 wegen Nichtigerklärung des 
Kommissionsbeschlusses vom 28.04.2020 über die Staatliche Beihilfe SA.48582 (2017/FC) - Deutschland -
im Bereich des Hotelwesens, aufgrund der Weigerung der Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesarbeitsgerichts (Deutschland) vom 30. Juli 2020 zu der Frage, ob 
Art. 38 Abs. 3 S. 2 DSGVO einer nationalen Bestimmung entgegensteht, die die ordentliche Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses des Datenschutzbeauftragten durch seinen Arbeitgeber für unzulässig erklärt, 
unabhängig davon, ob sie wegen der Erfüllung seiner Aufgaben erfolgt 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) vom 18. Dezember 2019 zu der Frage, 
ob Art. 63 AEUV einer mitgliedstaatlichen Regelung entgegensteht, nach der Inländische Spezial­
Immobilienfonds mit ausschließlich ausländlschen Anlegern von der Körperschaftsteuer befreit sind, 
während ausländische Spezlal-Immoblllenfonds mit ausschließlich ausländischen Anlegern hinsichtlich ihrer 
lm Inland erzielten Vermietungseinkünfte der beschränkten Körperschaftsteuerpflicht unterliegen 

Vorabentscheidungsersuchen des AmtSQerichts Hannover (Deutschland) vom 12. Oktober 2020 zu den 
Fragen, ob ein nationales Gericht, das über die Inhaftnahme für die Zwecke der Abschiebung entscheidet, 
In Jedem Einzelfall zu prüfen hat, ob die Ausnahme eines Notstands nach Art. 18 Abs. 1 RL 2008/115/EG 
vorliegt, damit von Art. 16 Abs. 1 RL 2008/115/EG abgewichen werden darf, wonach 
Abschiebungsgefangene in "speziellen Hafteinrichtungen" unterzubringen sind, sowie ob eine "spezielle 
Hafteinrichtung" auch vorliegt, wenn diese zwar in einem eigenen abgetrennten Gebäude liegt, aber zum 
Gebäudekomplex einer JVA mit Strafgefangenen gehört 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobllltätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 
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) ) 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas,·Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobillt:l!tpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Vorabentscheidungsersuchen des Sofiyski rayonen sad (Bulgarien} vom 17. September 2Ö20 zu der Frage 
der Bedel!tung und des Umfangs des Begriffs "Angaben von wesentlicher Bedeutung" in Prospekten iSd. 
Art. 72 der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) im lichte der Mindestangaben in entsprechenden Prospekten 

er 
ne) 

n Abgrenzung des Anwendungsbereichs dieser Norm 
Neutralität in seiner entsprechenden praktischen 

ttgart (Deutschland) vom 1B. September 2020 zu der 
, "'"' u,c ,,.,L uc, vc, u,;,uu,,'::I' c111c::i 1 ,,c, 1,,u,c,,sters als Teil einer Emissionsminderungsstrategie in 

Kraftfahrzeugen in Verbindung stehenden Begrifflichkeiten der Art. 3 und Art. 5 der VO (EG} Nr. 715/2007 
auszulegen sind sowie zur Frage der individualschützenden Wirkung dieser Verordnung sowie der Richtline 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerk.lärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobllltätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 
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C-547/20 
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C-488/20 

C-484/20 

C-490/20 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zypems, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nlchtlgerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobllltätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungams und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nlchtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobllltätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Rlthtllnle (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgarlens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und_ 26.10.20 u.a. wegen Nlchtlgerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt werden 

Vorabentscheidungsersuchen des WoJewodzki Sqd Administracyjny w Warszawie 
(Woiwodschaftsverwaltungsgericht Warschau, Polen) vom 09. September 2020 zu der Frage, ob eine 
nationale Regelung, nach der eine Parallelimportgenehmigung nach dem Erlöschen einer Genehmigung für 
das Inverkehrbringen des Referenzarzneimittels stets automatisch auch erlischt, mit Art. 34 und Art. 36 

/ 

_ er 
Frage, ob Art. 62 Abs. 4 der Richtlinie (EU) 2015/2366 so auszulegen ist, dass das Nutzungsentgeltverbot 
für Zahlungsinstrumente und ~dlenstlelstungen auch gilt, wenn das zugrundeliegende Schuldverhältnis vor 
dem 13.01.2018 entstanden Ist, mit der Abwicklung (weiterer) Zahlungen aber erst ab dem 13.01.2018 

Vorabentscheidungsersuchen im beschleunigten Verfahren nach Art. 105 VerfO EuGH des Administrativen 
sad 5ofia-grad (Bulgarien) vom 02.10.2020 zu der Frage, ob Art. 20, 21 AEUV sowie Art. 7, 24, 45 GRCh 
der Weigerung der bulgaris"chen Behörde entgegenstehen, eine Geburtsurkunde eines in einem anderen 
Mitgliedstaat geborenen Kindes auszustellen, in welcher zwei weibliche Personen als Mütter eingetragen 
sind, ohne dass offenbart wird, wer die leibliche Mutter ist, und ob ein etwaiger Verstoß durch Art. 4 Abs. 2 
EUV oder Art. 9 GRCh gerechtfertigt werden kann 
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C-541/20 

C-459/20 

C-428/20 

C-420/20 

C-411/20 

T-510/20 

C-349/20 

C-368/20 

) ) 

Klagen Litauens, Bulgariens, Rumäniens, Zyperns, Ungarns und Maltas, Polens gegen das Parlament und 
den Rat vom 23.10.20 und 26.10.20 u.a. wegen Nichtigerklärung bestimmter Regelungen des 
Mobilitätpakets, welche durch die Verordnungen (EU) 2020/1054 und 2020/1055 und die Richtlinie (EU) 
2020/1057 eingeführt ·werden 

Vorabentscheidungsersuchen des Rechtbank Den Haag, Sitzungsort Utrecht (Niederlande) vom 10. 
September 2020 zu der Frage, ob ein drittstaatsangehöriges Elternteil aus der Unionsbürgerschaft seines 
Kindes ein eigenes Aufenthaltsrecht für den entsprechenden Mitgliedsstaat der Europäische Union herleiten 
kann, um so dem Kind die Ausübung dessen Aufenthaltsrechts zu ermöglichen 

Vorabentscheidungsersuchen des Sqd Apelacyjny w Warszawie (Polen) vom 28. August 2020 zu der Frage, 
ob Art. 2 der RL 2005/14/EG dahin auszulegen ist, dass er die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, die 
Deckungssummen bei KFZ-Haftpflichtversicherungen binnen 30 Monaten nach Ablauf der Umsetzungsfrist 
auf mindestens die Hälfte der in Art. 1 Abs. 2 RL 84/5/EWG benannten Summen unabhängig davon 
anzuheben, ob diese bereits vor dem 11. Dezember 2009 oder danach geschlossen wurden 

VorabentscheidUngSersuchen des Sohysk1 rayonen sad - Bulgarien vom 07. August 2020 zu d~r Frage der 
Dispositionsfreiheit des in Art. 8 Abs. 1 Richtlinie (EU) 2016/343 vorgesehenen Rechts einer beschuldigten 
Person auf persönliche Anwesenheit in der sie betreffenden Verhandlung sowie der Zulässigkeit der 
Einschränkung dieses Rechts durch Verhängung eines Einreise- und Aufenthaltsverbots aufgrund nationaler 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Bremen Deutschland vom 02. September 2020 zu der 
Frage, ob und inwieweit Art. 4 VO (EG) Nr. 883/2004 der Nichtgewährung von deutschem Kindergeld an 
nicht erwerbstätige Angehörige eines anderen Mitgliedsstaats in den ersten drei Monaten ab Begründung 
eines Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltsortes Im Inland gemäß § 62 Abs. 1 a S. 1 EstG 

Klage des Fachverband Spielhallen ev gegen die Kommission vom 14.08.20, weil die Kommission nicht das 
förmliche Prüfverfahren bei der Qualifizierung der Gewinnabschöpfung nach Paragraph 14 SpielbankG NRW 
a.F. als Steuer eröffnet habe (Beschluss C(201~)8819 final der Kommission vom 9. Dezember 2019 über 
die Staatliche Beihilfe SA.44944 (2019/C ex 2016/FC) - Steuerliche Behandlung von Spielbanken in 
Deutschland und Staatliche Beihilfe SA.53552 (2019/C ex 2019/FC) - Mutmaßliche Garantie für 
Spielbankuntemehmer in Deutschland (Wirtschaftlichkeitsgarantie) - Deutschland) 

Vorabentscheidungsersuchen des First-tier Tribunal (Immigration and Asylum Chamber) (Erstinstanzliches 
Gericht, Kammer für Einwanderungs- und Asylfragen, Vereinigtes Königreich) vom 29.07.2020 zu der 
Frage, ob eine ex-tune oder eine ex-nunc Perspektive maßgeblich ist für die Bewertung, ob die UNRWA für 
behinderte minderjährige Palästinenser ausreichenden Beistand im Sinne von Art. 1 D der GFK und Art. 12 
Abs. 1 Buchst. a Satz 2 RL 2004/83/EG (QualifikatlonsRL) gewährt 

Vorabentscheidungsersuchen des Landesverwaltungsgerichts Steiermark (Österreich) vom 23. Juli 2020 zu 
der Frage, ob wiederholt verlängerte Grenzkontrollen über einen Zeitraum, der kumulativ über die 
zeitlichen Beschränkungen der Verordnung Nr. 2016/399 (Schengener Grenzkodex) hinausgeht, mit jenem 
Grenzkodex sowie dem Recht auf Freizügigkeit vereinbar sind 
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Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Düsseldorf (Deutschland) vom 03.08.2020 zu der Frage, ob 
eine Annullierung eines Fluges iSv. Art. 2 Buchst. 1), Art. 5 Abs. 1 Fluggastrechte-Verordnung (EG) Nr. 
261/2004 vorliegt, wenn die Fluggesellschaft einen Im Rahmen einer Pauschalreise gebuchten Flug um 
knapp drei Stunden verlegt, sowie zu der Frage, ob die bloße Mitteilung dieser Verlegung neun Tage vor 
dem Abflug ein Angebot zur anderweitigen Beförderung iSv. Art. 5 Abs. 1 Buchst. c) Nr. ii) Fluggastrechte­
VO darstellt, selbst wenn es dem Fluggast kein Wahlrecht nach Art. 8 Abs. 1 Fluggastrechte-Verordnung 
einräumt 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Düsseldorf (Deutschland) vom 20.07.2020 zu der Frage, 
ob die Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 Abs. 1, Art. 65 AEUV) deutschen Regelungen zur beschränkten 
Steuerpflicht von EU-ausländischen Erben, die wie der Erblasser nicht In Deutschland wohnhaft oder 
gewöhnlich aufhältig sind, entgegen steht, die (a) zu einer Kürzung des Erbschaftsteuerfreibetrags für 
Kinder des Erblassers Im Verhältnis des Wertes des inländischen Grundvermögens zur Gesamterbschaft und 
(b) zur Nichtberücksichtigung von Pflichtteilsverbindlichkeiten des Erben bei der Berechnung der in 
Deutschland zu entrichtenden Steuerlast führen, soweit diese Verbindlichkeiten nicht in wirtschaftlichem 
Zusammenhang gerade mit dem inländischen Grundvermögen stehen 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungsgerichts (Deutschland) vom 23.04.2020 zu der Frage, 
ob bei einer Familienzusammenführung zugunsten des minderjährigen Kindes eines In Deutschland 
anerkannten Geflüchteten für die Voraussetzung der Minderjährigkeit I.S.v. Art. 4 Abs. 1 Buchst. c der 
Richtlinie 2003/86/EG der Zeitpunkt der Einreichung des Asylantrags (vgl. EuGH, Rs. C-550/16 -A & S) 
maßgeblich ist oder - wie im nationalen Recht - auf den Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf 
Familienzusammenführung abgestellt werden kann, wenn das minderjährige Kind des Geflüchteten 
zwischenzeitlich volljährig geworden ist, sowie zu der Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen der 
Antrag auf Familienzusammenführung nach Art. 16 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie wegen fehlender 
tatsächlicher familiärer Bindungen zwischen dem Geflüchteten und seinem Kind abgelehnt werden kann 

age des SATSE gegen die Kommission vom 03.08.20 wegen Nichtigerklärung der Richtlinie 
2020/739 zur Änderung des Anhangs III der Richtlinie 2000/54/EG zur Aufnahme von SARS-CoV-2 in die 
Liste der biologischen Arbeitsstoffe, die bekanntermaßen Infektions-,krankhelten beim Menschen 
hervorrufen, aufgrund der großen Verbreitungs- und Gesundheitsgefahr, die von dem Virus für 
Arbeitnehmer ausgeht, sowie aufgrund einer unzutreffenden Klassifizierung des vom Virus ausgehenden 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato (Italien) vom 21.05.2020 insbesoridere zu der Frage, 
ob auch an sich rechtmäßige Verhaltensweisen missbräuchliche Ausnutzungen einer beherrschenden 
Stellung darstellen können (hier: Nutzung der einem Stromversorger gegenüber erteilten Genehmigung zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten seiner Kunden, um diesen Angebote zugunsten der eigenen 
Untemehmensgruppe zu unter-breiten); sowie zu der Frage, welche Relevanz es hat~ wenn das 
missbräuchliche Verhalten konkret ungeeignet ist, Wettbewerber auszuschließen, und welche Rolle es 
spielt, wenn das handelnde Unternehmen eine wettbewerbsbeschränkende Absicht hat 

'orabentscheTOungsersuchen des Bundesgerichtshofs (Deutschland) vom 06.02.2020 zu der Frage, ob ins,.,. 
Art. 80 Abs. 1 und 2 sowie Art. 84 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) nationalen 
Regelungen entgegenstehen, die Mitbewerbern sowie Verbänden, Einrichtungen und Kammern die Befugnis 
einräumen, unabhängig von der Verletzung konkreter Rechte einzelner Betroffener und ohne Auftrag eines 
Betroffenen wegen Verstößen gegen die DSGVO gegen den Ver1etzer im Klagewege vor den Zivilgerichten 
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Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) vom 07.05.2020 zu der Frage, ob sich 
bereits aus der Vereinbarung einer Ratenzahlung bei einer einmalig erbrachten Dienstleistung der Anlass zu 
aufeinander folgenden Abrechnungen oder Zahlungen im Sinne von Art. 64 der Richtlinie 2006/112/EG über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ergibt und, falls dies nicht der Fall ist, ob von einer Nichtbezahlung 
i.S.v. Art. 90 dieser Rlchtllnle auszugehen Ist, wenn die vorherige Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage wieder rückgängig gemacht werden kann 

age Dänemarks gegen die Kommission vom 02.06.20 wegen Nichtigkeit des Kommissionsbeschlusses 
vom 20.03.20 {SA.39078 - 2019/C {ex 2014/N)), soweit hierin festgestellt wird, dass die {teilweise 
unrechtmäßig erfolgte) Finanzierung der Fernern A/S für Planung, Bau und Betrieb der Festen 
Fehmambeltquerung (zwischen Dänemark und Oef.!tschland) durch Dänemark eine staatliche Beihilfe 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungsgerichts (Deutschland) vom 04.05.2020 zu der Frage, 
ob Art. 3 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2001/42/EG dahin auszulegen Ist, dass eine Umweltprüfung auch 
im Rahmen einer Verordnung zum Schutz von Natur und Landschaft (Landschaftsschutzgebiet) 
durchzuführer, ist - insbesondere, ob eine solche Verordnung einen Rahmen für die künftige Genehmigung 
von in den Anhängen I und II der Richtlinie 2011/92/EU aufgeführten Projekten setzt sowie Pläne und 
Programme in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Bodennutzung etc. ausarbeitet 

"außergewöhnlichen Umstand" im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der VO 261/2004 anzusehen ist, und ob es 
insoweit von Bedeutung ist, ob im Vorfeld des Streiks Verhandlungen mit den Interessenvertretungen der 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Erfurt (Deutschland) vom 15.06.2020 zu der Frage, ob 
insbesondere der Effektivitätsgrundsatz und die europäischen Grundrechte im Falle eines (sittenwidrigen 
vorsätzlichen) Verstoßes des Herstellers eines Fahrzeuges oder Motors gegen das europäische 
Zulassungsrecht und gegen Abgasnormen ("Diesel-Skandar') keine Anrechnung der tatsächlichen Nutzung 
des Fahrzeuges auf den Schaden des Käufers gebietet, sowie zu der Frage, ob es sich bei dem vorlegenden 
Gericht um ein unabhängiges und unparteiisches Gericht im Sinne von Art. 267 AEUV In Verbindung mit 
Art. 47 Grundrechtecharta handelt 

Vorabentscheidungsersuchen des Cour d'appel de Paris (Berufungsgericht Paris, Frankreich) vom 
13.02.2020 zu der Frage, ob Art. 3 der Verordnung {EG) Nr. 2201/2003 über die Zuständigkeit und die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung dahingehend auszulegen Ist, dass in einem F~II, In dem ein Ehegatte seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in zwei Mitgliedstaaten hat, die Gerichte beider Mitgliedstaaten gleichermaßen zur 
Entscheidung über die Scheidung zuständig sind 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) vom 07.05.2020 zu der Frage, in welcher 
Weise die in Art 4 der Richtlinie 77 /388/EWG zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mltglledstaaten über die Umsatzsteuern für die Mltglledstaate·n vorgesehene Ermächtigung zur Erfassung 
mehrerer Personen als einen Steuerpflichtigen auszuüben 1st und ob aus der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs zu Art 6 der Richtlinie folgt, dass bei einem Steuerpflichtigen für die Erbringung einer 
unentgeltlichen Dienstleistung aus dem Bereich seiner wirtschaftlichen Tätigkeit für den Bereich seiner 
Hoheitstätigkeit keine Besteuerung vorzunehmen Ist · 
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Klagen gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nichtigerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss „RWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 

T-322/20 !Begründung des Besi::hlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und Ihrer Nebenabreden mit derrl Binnenmarkt 

Klagen gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nichtigerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss nRWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 

T-321/20 !Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der MarktsituatiOn - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
ZusammeQschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 

Klagen gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nichtigerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss nRWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 

T-320/20 !Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowi~ hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 

Klagen gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nlchtigerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss "RWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 

T-316/20 !Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 

Klagen gegen die Kommission vom 27 .05.20 wegen Nlchtlgerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss "RWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE.AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 

T-315/20 !Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 
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Klagen gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nichtigerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss "RWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 
Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 

Klagen gegen die Kommission vom 27 .05.20 wegen Nichtigerklärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss HRWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 
Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nacht~iligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 

Klagen gegen die Kommission vom 27 .05.20 wegen Nichtigerk.lärung des Freigabebeschlusses der 
Kommission zum Zusammenschluss "RWE/E.ON Assets" aufgrund unzulässiger Spaltung der einheitlichen 
Gesamtfusion von RWE AG und E.ON SE, Missachtung der Beteiligungsrechte der Kläger, unzureichender 
Begründung des Beschlusses, mangelhafter Analyse der Marktsituation - insbesondere der entstehenden 
Marktmacht von RWE und der weiteren mittel- wie langfristig nachteiligen Auswirkungen des 
Zusammenschlusses auf den dynamischen Energiemarkt-, sowie hieraus folgender fehlerhafter Annahme 
der Vereinbarkeit der Fusion und ihrer Nebenabreden mit dem Binnenmarkt 

Klage des Aquind u.a. gegen die Kommission vom 21.05.20 wegen Nichtigerklärung der Delegierten 
Verordnung (EU) 2020/389, jedenfalls soweit sie das Projekt NAquind Interconnector" (Verbindung des 
britischen und des französischen Stromnetzes) von der Unionsliste für Vorhaben von Qemeinsamem 
Interesse nach der Verordnung (EU} Nr. 347/2013 entfernt, u.a. aufgrund Verstoßes gegen die nach Art. 10 
des Vertrags über die Energiecharta bestehende Verpflichtung, stabile und transparente Bedingungen für 
Investoren zu schaffen, sowie aufgrund von Verletzungen des Gleichbehandlungsgebots, des 
Verhältnlsmäßigkeitsgrundsatzes und des Vertrauensschutzprinzips 

·ora.bentscheielungsersuchen des Landesgericht Korneuburg (REPUBLIK OSTERREICH} vom 02. Dezember 
2019 zu der Frage, ob Art. 7 Abs. 2 Buchst. b der Fluggastrechte-Verordnung 261/2004 dahin auszulegen 
Ist, dass das Luftfahrtunternehmen den Anspruch auf Ausgleichsleistung auch dann kürzen kann, wenn den 
Fluggästen infolge Annullierung des gebuchten Fluges ein Alternativflug angeboten wird, dessen 
planmäßige Abflug- und Ankunftszeit jeweils 11 Stunden 55 Minuten vor den Flugzeiten des annulllerten 

Klage der Facebook Ireland Ltd gegen die Kommission vom 15.07.20 wegen (Teil-)Nichtigkeit der 
Beschlüsse C (2020) 3011 final und C (2020) 3013 final der Kommission vom 04.05.20, mit der die 
Kommission im Rahmen von kartellrechtlichen Untersuchungen Auskunft zu datenbezogenen Praktiken von 
Facebook (Sache AT.40628) bzw. zu Facebooks .Marketplace" (Sache AT.40684) verlangt 

Klage der Facebook Ireland Ltd gegen die Kommission vom 15.07.20 wegen (Teil-)Nichtigkeit der 
Beschlüsse C(2020) 3011 final und C (2020) 3013 final der Kommission vom 04.05.20, mit der die 
Kommission im Rahmen von kartellrechtlichen Untersuchungen Auskunft zu datenbezogenen Praktiken von 
Facebook (Sache AT.40628) bzw. zu Facebooks .Marketplace" (Sache AT.40684) verlangt 
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T-319/20 

T-318/20 

T-317/20 

C-262/20 

C-215/20 

C-232/20 

Klagen der EnergleVerbund Dresden GmbH, der eins energie in sachsen GmbH & Co. KG sowie der GGEW, 
Gruppen-Gas- und Elektrizitätswerk Bergstraße AG gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nichtigkeit 
des Beschlusses der Beklagten zur Feststellung der Vereinbarkeit des Zusammenschlusses „RWE/E.ON 
Assets' mit dem Binnenmarkt (Fall M.8871) 

Klagen der EnergieVerbund Dresden GmbH, der eins energie in sachsen GmbH & Co. KG sowie der GGEW, 
Gruppen-Gas- und Elektrizitätswerk Bergstraße AG gegen die Kommission vom 27.05.20 wegen Nichtigkeit 
des Beschlusses der Beklagten zur Feststellung der Vereinbarkeit des Zusammenschlusses „RWE/E.ON 
Assets' mit dem Binnenmarkt (Fall M.8871) 

Klagen der EnergieVertJund Dresden GmbH, der eins energle In sachsen GmbH & Co. KG sowie der GGEW, 
Gruppen-Gas- und Elektrizitätswerk Bergstraße AG gegen die Kommission vom 27 .05.20 wegen Nichtigkeit 
des Beschlusses der Beklagten zur Feststellung der Vereinbarkeit des Zusammenschlusses „RWE/E.ON 
Assets' mit dem Binnenmarkt (Fall M.8871) 

Vorabentscheidungsersuchen des Rayonen sad Lukovit - Bulgarien vom 15. Juni 2020 zu der Frage, ob aus 
Art. 12 Buchst. a der Arbeitszeltrichtlinie 2003/88/EG folgt, dass der Nachtdienst von Polizisten und 
verbeamteten Feuerwehrleuten aus Gründen des Gesundheitsschutzes im Vergleich zum Tagdienst von 8 
auf 7 Stunden verkürzt werden muss, mit Blick auf Art. 21, 30 Grundrechtecharta zumindest dann, wenn 
nationales Recht eine entsprechende Regelung für angestellte Arbeitnehmer, nicht aber für Beamte vorsieht 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgericht Wiesbaden (Deutschland) vom 13.05.2020 zu der 
Frage, ob die Vorschriften der Richtlinie (EU) 2016/681 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27. April 2016 über die Verhütung, Aufdeckung, Ennittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten 
und schwerer Kriminalität, insbesondere auch die in Art 2 der Richtlinie vorgesehene Öffnungsklausel für 
die Verarbeitung von Daten der Fluggäste innerhalb der Gemeinschaft, ein angemessenes 
Datenschutzniveau slcherstellen und im Hinblick auf Art 7 und 8 GRCh verhältnismäßig sind, sich also auf 
das das absolut Notwendige beschränken und hinreichend bestimmt sind 

Vorabentscheidungsersuchen des Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg (Deutschland) vom 13.05.2020 
zu der Frage, ob die Überlassung eines Leiharbeitnehmers an ein entleihendes Unternehmen schon dann 
nicht mehr als „vorübergehend" im Sinne des Art. 1 der Richtlinie 2008/104/EG über Leiharbeit anzusehen 
Ist, wenn die Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz erfolgt, der dauerhaft vorhanden ist und der nicht 
vertretungsweise besetzt wird oder, ob jedenfalls die Überlassung eines Leiharbeiters unterhalb einer 
Zeitspanne von 55 Monaten als nicht mehr „vorübergehend" im Sinn der Richtlinie anzusehen ist_ und, falls 
dies zutrifft, ob für den Leiharbeitnehmer ein Anspruch auf Begründung eines Arbeitsverhältnisses mit dem 
entleihenden Unternehmen besteht, auch wenn das nationale Recht eine solche Sanktion vor dem 
01.04.2017 nicht vorsieht bzw., ob eine nationale Regelung gegen Art 1 der Leiharbeitsrichtlinie verstößt, 
wenn sie erstmals ab dem 01.04.2017 eine individuelle Überlassungshöchstdauer von 18 Monaten 
vorschreibt, vorangegangene Zelten der Überlassung aber ausdrücklich unberücksichtigt lässt 
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Vorabentscheidungsersuchen des Niedersächsisches Finanzgericht (Deutschland) vom 06.06.2020 zu der 
Frage, ob eine nationale Regelung des Umsatzsteuergesetzes (UStG) mit Art. 132 Abs. 1 Buchst. b der 
Richtllnle 2006/it2/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemelnsame Mehrwertsteuersystem 
(MwStSystRL) vereinbar ist, soweit die Steuerbefreiung für Krankenhäuser, die keine Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts sind, daran geknüpft wird, dass die Krankenhäuser nach dem Sozialgesetzbuch (5GB) V 
zugelassen sind und, wenn dies nicht der Fall ist, unter welchen Voraussetzungen 
Krankenhausbehandlungen durch Krankenhäuser des privaten Rechts mit Krankenhausbehandlungen von 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts "in sozialer Hinsicht vergleichbar" im Sinne des Art. 132 Abs. 1 
Buchst. b MwStSystRL sind 
Vorabentscheidungsersuchen des Gyori Közigazgatasi es Munkaügyi B1r6säg (Ungarn) vom 06.03.2020 zu 
der Frage, ob Art. 267 AEUV dahin auszulegen ist, dass einer Vorabentscheidung, die eine nationale 
Rechtsvorschrift für unlonsrechtswldrig erklärt hat, Allgemeinverbindlichkeit zukommt, obwohl die 

:-LL. •'-'"'- ,_. __ ._, 

Ori 

das Luftfahrtunternehmen durch die Angabe eines Fluges auf einer „Reiseanmeldung" eines 
Pauschalrelseanbleters auch ohne Deckungsbuchung zum ausführenden Luftfahrtunternehmen des 
Reisenden wir~ und auf die Flugdaten In der „Reiseanmeldung" für die planmäßige Ankunftszeit abgestellt 

ie dazu ob eine Vorverlegung des Fluges eine Stornierung darstellt (Verordnung 

gsersuchen des Landesgerichts Eisenstadt (Österrelch)vom 29.01.2020 zu der Frage zur 
,g. Thermofensters nach Art. 5 Abs. 2 der Verordnung 715/2007 (Typengenehmigung) 

und ob es dafür eine Rolle spielt, dass es sich um eine Nachbesserung 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs (Österreich) vom 17.03.2020 zu der Frage, ob eine 
Abschalteinrichtung einen Mangel i.S.d. Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 1999/44 
(Verbrauchsgüterkauf) darstellt, auch wenn die Typengenehmigung nicht erloschen ist, das sog. 
Thennofenster eine unzulässige Abschalteinrichtung I.5.d. Art. 5 Abs. 2 der Verordnung 715/2007 
(Typengenehmigung) ist und ob der Mangel erheblich l.S.d. Art. 3 Abs. 6 der Richtlinie 1999/44 ist, wenn 
der Kunde bei Kenntnis des Mangels dennoch das Fahrzeug erworben hätte 

Vorabentscheldungsel"Suchen des Landesgerichts Klagenfurt (Österreich) voril 19.02.2020 zu der Frage, ob 
der Einbau eines sog. Thennofensters mit Art. 5 Abs. 1, 2 der Verordnung 715/2007 vereinbar ist 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgericht Berlin (Deutschland) vom 30.03.2020 zu der Frage, 
welche Auswirkungen die Insolvenz eines Luftfahrzeugbetreibers auf zugeteilte Luftverkehrszertifikate hat, 
zu der Vereinbarkeit einzelner Vorschriften der Verordnung 389/2013 (Register für Emissionshandel) mit 
der Richtlinie 2008/101 (Luftverkehrsemissionshandel)~ zur Länge der 3. Emissionshandelsperiode und dem 
Fortbestand von Ansprüchen aus der 3. Handelsperiode in der 4. Handelsperiode 

Vorabentscheidungsersuchen des NejvySSi soud (Cesk21 republika) (Oberstes Gericht, Tschechische 
Republik) vom 12.03.2020 zu der Frage, ob Art. 13 der Richtlinie 2012/19 (Elektro-Altgeräte) einer 
nationalen Regelung entgegensteht, die die Entsorgungskosten für Photovoltalkanlagen, die bis 1.1.2013 in 
V.erkehr gebracht wurden, dem Verwender auferlegt und wie es sich auf die Haftung des Mitgliedstaats bei 
fehlerhafter Richtlinienumsetzung auswirkt, wenn die gleiche Verpflichtung vor Erlass der Richtlinie nach 
nationalem Recht bestand 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

Vorabentschel- _ 
dungsersuchen 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

Vorabentschei­
dungsersuchen 

18 



C-148/20 

C-146/20 

C-141/20 

C-151/20 

C-95/20 

C-161/20 

C-116/20 

Vorabentscheidungsersuchen des Amtsgerichts Köln (Deutschland) vom 20.01.2020 zu der Frage, ob die 
Richtlinie 2016/681 (Fluggastdatenverwendung zur Verfolgung schwerer Straftaten) mit Art. 7 und 8 EU­
Grundrechtecharta vereinbar ist, insbesondere, was die Bestimmtheit der zu übermittelnden Daten, die 
Verhältnismäßigkeit, den Rechtsschutz der Betroffenen und die Sicherheit der Daten in Drittstaaten angeht 

orabentscneidungsersucnen Cles Lanelgericnts Düsseldort (Deutscniand) vom 17.02.2020 zu der Frage, o 
eine Annullierung eines Fluges im Sinne von Art. 2 Buchst. 1, 5 Abs. 1 der Fluggastrechte-Verordnung (VO 
(EG) Nr. 261/2004) vorliegt, wenn das ausführende Luftfahrtunternehmen den im Rahmen einer 
Pauschalreise gebuchten Flug mit planmäßigem Abflug um 1 :40 Stunden vorverlegt und ob es sich bei der 
Mitteilung zehn Tage vor Reisebeginn über die Vorverlegung um das Angebot einer anderweitigen 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutschland) vom 11.12.2019 zu der Frage, ob Art. 4 
Abs. 4 i.V.m. Art. 21 Abs. 1 Buchst. a und Abs. 3 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG es einem 
Mitgliedstaat gestatten, anstelle der Mehrwertsteuergruppe (des Organkreises) ein Mitglied der 
Mehrwertsteuergruppe (den Organträger) zum Steuerpflichtigen zu bestimmen und ob das Erfordernis der 
finanziellen Eingliederung eine zulässige Maßnahme darstellt, die für die Erreichung der Ziele der 
Verhinderung missbräuchlicher Praktiken oder Verhaltensweisen und der Vermeidung von 
Steuerhinterziehung oder -umgehung erforderlich und geeignet ist oder ob ein anderer Maßstab anzulegen 
Ist 

oraoentscne1e1ungsersucnen cies Obersten Gencntsnots als Kartellobergericnt {Osterreich} vom 
zu der Frage, ob das für den Grundsatzes „ne bis in idem" aufgestellte dritte Kriterium im Kartellrecht, 
nämlich dass das gleiche geschützte Rechtsgut betroffen sein muss, auch dann anzuwenden ist, wenn die 
Wettbewerbsbehörden zweier Mitgliedstaaten berufen sind, für denselben Sachverhalt und in Bezug auf die 
selben Personen neben nationalen Rechtsnormen auch dieselben europäischen Rechtsnormen (hier: Art 101 

Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad Varna (Bulgarien) vom 11.02.2020 zu der Frage, ob 
Art. 56 Abs. 2, 72 Abs. 2 der delegierten Verordnung 2017/565 (zu den Anforderungen an 
Wertpapierdienstleister) ein "Register" im Sinne einer Datenbank über Angemessenheitsprüfung und 
Infonnation über Koste·n und Gebühren erfordert oder ob jegliche „Aufzeichnung" ausreichend ist 

Klage der Kommission gegen den Rat vom 14.04.20, den Beschluss des Rates für nichtig zu erklären, der 
sich aus der Handlung des AStv vom 5. Februar 2020 ergibt, mit der es gebilligt wurde, dass der 
Ratsvorsitz im Namen der Mitgliedstaaten und der Kommission die Eingabe betreffend die Einführung von 
Lebenszyklus-Leitlinien für die Schätzung der Trelbhausgasemisslonen, die mit der Erzeugung nachhaltiger 

1·altemativer Kraftstoffe verbunden sind, an die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (International 
Maritime Organlzatlon - !MO) übermittelt 

Vorabentscheidungsersuchen des Curtea de Apel Timi~oara (Rumänien) vom 06.02.2020 zu der Frage, ob 
Art. 2 der VO 73/2009 und VO 1122/2009 nationalen Regelungen entgegenstehen, die für die Zahlung von 
Agrarbeihilfen den Nachweis eines Nutzungsrechts an den landwirtschaftlichen Flächen fordern und die 
Zahlung von der Zucht eigenen Viehs abhängig machen; zudem ob es eine landwirtschaftliche Tätigkeit 
t.S.d. Art. 2 VO 73/2009 darstellt, wenn der Beihilfeempfänger seine Fläche anderen Viehzüchtern zur 
Verfügung stellt und ob es mit dem Unionsrecht vereinbar ist, dass die materielle Rechtskraft einer anderen 
gerichtlichen Entscheidung der Prüfung dieser Fragen durch das Vorlagegericht entgegenstehen 
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er Frage, 
• .., u, ,,.. ... ,J l"\U.,, ... ..,..,, .... ,..,,,._ .. , ,,c LU.L ,._, ~,J, LV ic:11,-.;;, ,,cu.1v, 1c:i1c,, vv, ::. ... , ,, ,, L ic11Lyr.::yc11::.Lc11c11, u,11: dem Kind 

einer Person mit Flüchtlingseigenschaft die Zuerkennung der Flüchtllngseigenschaft eröffnet, obwohl das 
Kind die Staatsangehörigkeit eines dritten Staats besitzt, der Schutz bietet und ob es für die Entscheidung 
über die Zuerkennung erheblich Ist, ob es der Familie zumutbar ist, in diesem dritten Staat Schutz zu 

Vorabentscheidungsersuchen des Högsta domstolen (Oberster Gerichtshof, Schweden) vom 04.02.2020 zu 
der Frage, ob eine Schiedsvereinbarung gern. Art. 267, 344 AEUV nach der Achmea-Rechtsprechung ·auch 
dann ungültig wird, wenn der Mitgliedsstaat die Ungültigkeit der Vereinbarung nicht rechtzeitig rügt oder 

., __ ··--· 
Vorabentscheidungsersuchen des Hanseatischen Oberlandesgerichts (Deutschland) vom 02.03.2020 zu der 
Frage, ob Art. 5 Abs. 1 VO Nr. 2271/96 zum Schutz vor den Auswirkungen der extraterrltorialen 
Anwendung von einem Drittland erlassener Rechtsakte nur dann Anwendung findet, wenn an den 
handelnden EU-Wirtschaftsteilnehmer seitens der USA direkt oder indirekt behördliche oder gerichtliche 
Anweisungen ergangen sind, oder ob es genügt, dass das Handeln des EU-Wirtschaftsteilnehmers auch 
ohne solche Anweisungen· darauf gerichtet ist, Sekundärsanktionen zu befolgen 

Rechtsmittel der PlasticsEurope gegen das Urteil des Gericht$ vom 20.09.19 in der Rechtssache T-636/17 
wegen der Eintragung von Bisphenol A in die Kandidatenliste besonders besorgniserregender Stoffe wegen 
endokrinschädlicher Eigenschaften für die menschliche Gesundheit 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg (DeutscMand) vom 10~12.2019 zu der Frage, ob 
sich aus Art. 167 der Mehrwertsteuersystemrichtlinie 2006/112/EG ergebe, dass bei einer Besteuerung 
nach vereinbarten Entgelten auch der Vorsteuerabzug zu diesem späteren Zeitpunkt geltend gemacht 

n des Verwaltungsgerichts Berlin vom 16.12.2019 zur Frage, ob auch von der 
igung umfasste Nebeneinrichtigungen eines Gasmotoren-Blockheizkraftwerks wie 
aschinen und Turbo-Chiller unter den Emissionshandel nach der RL 2003/87/EG fallen 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour constitutlonnelle (Verfassungsgerichtshof, Belgien) vom 17.10.2019 
zu der Frage der Vereinbarkeit des belgischen Gesetzes über die Verarbeitung von Passagierdaten mit dem 
Unionsrecht, insb. der Datenschutz-Grundverordnung, der Grundrechte-Charta und der Richtlinie 2016/681 
(PNR-RL), sowie der Vereinbarkeit der PNR-RL und der Richtlinie 2004/82/EG (API-RL) mit der Grundrechte­
Charta · 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Milane (Italien)vom 31.10.2019 zur Überprüfbarkeit von 
Vollstreckungsbescheiden, wenn die Verbrauchereigenschaft erst nach Rechtskraft erkannt worden ist 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Gera(öeutschland) vom 11. Oktober 2019 zu den Fragen, o 
der Hersteller gegen seine Pflichten aus Art. 18 bzw. Art. 26 der Richtlinie 2007/46 verstößt bei Einbau 
einer unzulässigen Abschalteinrichtung im Sinne des Art. 5 Abs. 2 der Verordnung 715/2007 und inwieweit 
diese Vorschriften auch dem Schutz der Dispositionsfreiheit und des Vermögens des Käufers eines solchen 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Gera (Deutschland} vom 25.10.2019 zu der Frage, ob 
Vorschriften der EG-FahrzeuggenehmigungsVO bzw. der RL 2007/46 dahingehend auszulegen sind, dass 
ein Hersteller wegen des Einbaus einer unzulässigen Abschalteinrichtung gegen sein~ Pflichten nach· diesen 
Vorschriften verstößt, ob bestimmte Vorschriften der EG-FahrzeuggenehmigungsVO, der RL 2007/46 und 
der VO 715/2007 den Schutz auch des Endkunden bezwecken und, ob für einen Endkunden bei der 
deliktsrechtlichen Rückabwicklung des Fahrzeugkaufvertrages wegen des Verstoßes gegen die Vorschriften 
eine Anrechnung von Nutzungsentschädigung teilweise oder ganz entfällt 
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C-793/19 

T-661/19 

C-724/19 

C-693/19 

C-638/19 P 

T-237/19 

T-232/19 

T-231/19 

T-205/19 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungsgerichts (Deutschland) vom 25. September 2019 zu 
der Vereinbarkeit der deutschen Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung in §§ 113 ff. TKG in der Fassung 
von 2015 mit der Richtlinie 2002/58/EG, Insbesondere In Abgrenzung zu den Entscheidungen des 
Gerichtshofs In den verbundenen Rechtssachen C-203/15 und C-698/15 

Klage der Sasol Germany GmbH gegen die Kommission vom 27.09.19 wegen Nichtigkeit des 
Durchführungsbeschlusses 2019/1194 der Kommission vom 05.07.2019 zur Identifizierung von 4-tert­
Butylphenol (PTBP) als besonders besorgniserregenden Stoff gemäß Art. 57 Buchs. f der vo 1907/2006 

Vorabentscheidungsersuchen des Spetsializiran nakazatelen sad (Bulgarien) vom 24. September 2019 zu 
der Frage, ob Art. 2 Buchst. c Ziff. i der RL 2014/41 über die Europäische Ermittlungsanordnung (EEA) in 
Strafsachen sowie der Äquivalenzgrundsatz mit einer nationalen Rechtsvorschrift vereinbar sind, wonach 
der Staatsanwalt die für den Erlass einer EEA betreffend die Übermittlung von Verkehrs- und Standortdaten 
zuständige Behörde ist, während In gleich gelagerten innerstaatlichen Fällen der Richter die hierfür 
zuständige Behörde 1st und ob die Anerkennung einer solchen EEA durch die zuständige Behörde des 
Vollstreckungsstaats die nach innerstaatlichem Recht erforderliche richterliche Anordnung ersetzt 

Vor, _ 
7 der RL 93/13 (missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen) sowie Art. 47 GRC nationalen 
Vorschriften entgegen stehen, nach denen es dem Vollstreckungsgericht im Vollstreckungsverfahren nicht 
möglich ist, einen rechtskräftigen Vollstreckungstitel mit Blick auf die Missbräuchlichkeit zugrundeliegender 

Rechtsmittel der Europäische Kommission gegen das Urteil des Gerichts vom 18. Juni 2019 in den 
verbundenen Rechtssachen T-624/151 T-694/15 und T-704/15 wegen Nlchtigerklärung des Beschlusses 
(EU) 2015/1470 der Kommission vom 30. März 2015 über die von Rumänien durchgeführte staatliche 
Beihilfe SA.38517 (2014/C) - Schiedsspruch vom 11. Dezember 2013 in der Sache Micula/Rumänien 

Klage der GTP - Glastechnik Piesau GmbH & Co. KG gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen 
Netzentgeltbefreiung im Rahmen staatlicher Beihilfe 

Klage der H& R Ölwerke Schindler GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Netzentgeltbefreiung 
im Rahmen staatlicher Beihilfe 

Klage der Klöckner Pentaplast GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Netzentgeltbefrelung im 
Rahmen staatlicher Beihilfe 

Klage der BO gegen die Kommission vom 05.04.19 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses SA.34045 
(2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 5.1) für die Jahre 2012 
und 2013 (Netzentgelt-Befreiung für Konzerne) 
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T-201/19 

T-200/19 

T-198/19 

T-230/19 

T-229/19 

T-228/19 

T-227/19 

aT-226/19 

T-225/19 

T-224/19 

) ) 

Klage der BC gegen die Kommission vom 05.04.19 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses SA.34045 
(2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az.. C{2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, S.l)·für die Jahre 2012 
und 2013 (Netzentgelt-Befreiung für Konzerne) 

Klage der BB gegen die Kommission vom 05.04.19 wegen Nichtlgerklärung des Beschlusses SA.34045 
(2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C{2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, S.1) für die Jahre 2012 
und 2013 (Netzentgelt-Befreiung für Konzerne) 

Klage der BA gegen die Kommission vom 04.04.19 wegen Nichtlgerklärung deS Beschlusses SA.34045 
(2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C{2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 5.1) für die Jahre 2012 
und 2013 (Netzentgelt-Befreiung für Konzerne) 

Klage der Evonik Functional Solutions GmbH gegen die Kommission vom 09. April 2019 wegen 
Nlchtlgerklärung des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mal 2018 zum Az. C{2018) 
3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher In den Jahren 2012 
und 2013 

Klage der AlzChem Trostberg GmbH gegen die Kommission vom 08. April 2019 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN} vom 28. Mal 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur belhllferechtllchen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Hüttenwerke Kriupp Mannesmann GmbH gegen die Kommission vom 09. April 2019 wegen 
Nichtigerklärung_des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C{2018) 
3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 
und 2013 

Klage der Ronal GmbH gegeh die Kommission vom 09. April 2019 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses 
SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az.. C{2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur 
beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Radici Chimica Deutschland GmbH gegen die Kommission vom 09. April 2019 wegen 
Nlchtlgerklärung des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mal 2018 zum Az.. C(2018) 
3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 
und 2013 

Klage der Linde Gas Produktionsgesellschaft mbH & Co. KG gegen die Kommission vom 09. April 2019 
wegen Nlchtlgerklärung des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mal 2018 zum Az. 
C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 141 S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher In den 
Jahren 2012 und 2013 

Klage der Metsä Tissue GmbH gegen die Kommission vom 09.04.19 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az.. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 
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Klageverfahren mit 
Streithilfe DEs auf 
Klägerseite 

Klagevelfahren mit 
Streithilfe DEs auf 
Klägerseite 
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T-223/19 

T-222/19 

T-221/19 

IT-220/19 

!T-219/19 

T-218/19 

T-217/19 

T-216/19 

T-215/19 

T-208/19 

Klage der Clariant Produkte (Deutschland) GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen 
Nichtigerklärung des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 
3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher In den Jahren 2012 
und 2013 

Klage der Sappi Alfeld GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtigerklärung des Beschlusses 
SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NNrvom 28. Mal 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur 
beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher In den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Nippon Gases Deutschland GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtlgerklärung 
des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 
14, 5. 1) zur belhllferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Mitsubishi Polyester Film GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mal 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Julius Trebsen GmbH & Co. KG gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihilferechtllchen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Evonik Degussa GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018/ 3166 {ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihilferechtllchen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Schott AG gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtlgerklärung des Beschlusses 
SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur 
beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Glatfelter Steinfurt GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mal 2018 zum Az. C(2018) 3166 {ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Glatfelter Gemsbach GmbH gegen die Kommission vom 08.04.19 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 {ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihllferechtllchen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Nolte Holzwerkstoff GmbH & Co. KG gegen die Kommission vom 05.04.19 wegen Nlchtigerklärung 
des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 
14, 5. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

C C 
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T-197/19 

T-283/19 

T-544/18 

) ) 

Klage der Yara Brimsbütteö GmbH gegen die Kommission vom 5. April 2019 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur belhilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Egger Beschichtungswerk Marienmünster GmbH & Co.KG vom 5. April 2019 wegen 
Nichtigerklärung des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 
3166 (ABI. 2019, L 14, 5. l} zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 
und 2013 

Klage der Glaswerk Ernstthal GmbH gegen die Kommission vom 4. April 2019 wegen Nichtigerklärung des 
Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 3166 (ABI. 2019, L 14, 
S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 und 2013 

Klage der Wlegand-Glashüttenwerke GmbH gegen die Kommission vom 4. April 2019 wegen 
Nichtigerklärung des Beschlusses SA.34045 (2013/C) (ex 2012/NN) vom 28. Mai 2018 zum Az. C(2018) 
3166 (ABI. 2019, L 14, S. 1) zur beihilferechtlichen Befreiung für Bandlastverbraucher in den Jahren 2012 
und 2013 

Klage DE gegen ACER aufNichtigertdärung der Entscheidung Nr. 02/2019 der Agency for the Cooperation of 
Energy (ACER) vom 21.2.2019 Insbesondere wegen der fehlerhaften Festlegung einer Methode zu 
Ermittlung kritischer Netzelemente 
Rechtsmittel der Bundesrepublik Deutschland gegen das Urteil des Gerichts der EU vom 13.12.2018 zum 
Real Driving Emissions (RDE)-Test in den verbundenen Rechtssachen T-339/16, T-352/16 und T-391/16, 
Ville de Paris u.a./Kommission) wegen Nichtigerklärung der Verordnung (EU) 2016/646 der Kommission 

er 
r ....... , 111 ... IIL UI,._ ._..._, .... J:jllll.:J IIU\./ 

gsbedingungen seines Auftraggebers zu verändern, im Sinne des Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 
3/EWG „vermittelt" und somit die Eigenschaft als Han-delsvertreter im Sinne der Richtlinie haben 

Klage der ArcelorMittal Bremen GmbH gegen die Kommission vom 13.09.18 wegen Feststellung, dass die 
Kommission gegen Art. 52 Abs. 2 der VO 389/2013 verstoßen hat, indem sie es unterlassen hat, den 
Zentralverwalter anzuweisen, die von der BRD mitgeteilte Änderung der Nationalen Zuteilungstabelle für 
die klägerische Anlage zu berücksichtigen 

Klage der Silgan Closures GmbH und Silgan Holdings Inc. gegen die Kommission vom 04.07 .18 wegen 
Nichtigkeit des Nachprüfungsbeschluss C(2018) 2173 final vom 6. April 2018 

Klage der Google Inc. und Alphabet Inc. gegen die Kommission vom 11.09.17 wegen Verhängung eines 
Bußgeldes wegen missbräuchlicher Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf dem Binnenmarkt mit 
wettbewerbsschädigenden Wirkungen durch Bevorzugung eines Google-Preisverglelchsdlenst über 
gruppierte Produkttreffer und Produktwerbungen, sowie gezielte Umleitung des Internetverkehrs 
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Vorbemerilun : Der KOM Benchmark zur Urtellsumsettu betrii 12-24 MoMte. 

WV r.. Ar. EuGH G enltllnd Verfalnnssblncl 
1 2011/2212 C-380/16 Falschum~zun1 MwSt-RL Im Verurtduns 

UStG - Sonderreaelungfür 108.02.Z018) 
Reisebüros 

2 2014/2285 C-718/18 Falochumset,ung Rl 2009/12/EG Verurtellur,g 
+ 20fY.J/73/EG [3. 102.09.2021) 
EnerglebinlM'nmarktpaket] 

3 2015/2073 C--635/18 VerstoB.11eaen RL2008/50/EG Verurteilung 
Luftqualit~I in 81!Jugauf (OHl6.2021) 

Stkkstoffdio•id 

4 2016/2018 C-371/19 emo&gesen MwSt-RL • Verurtf!lluns 
Ersl.Uung,;-RL- MwSt (18.11.2020) 
Erstattungen bei Nich1erfütlun1 
bestimmter formeller 
Voraussetzungen 

S 2013/2199 C-543/16 Vemoßgegen Nltratri<::htllnie VerurtPiluns 
. 91/676/FWG wegen Ausbleib..,, (21.06.2018); 

iusatzllcher Maßnahmen Im 
Aktionsprogramm 

Mahns,;hrelben ,. 
Znttv-:!il""n 
läO!.mll 

Ar. EuGH nd Verfahrensshnd 
C-591/17 Vemo&Art.18, J<!, S6. 92 AEUV Verurteilung 

di.-ch lntrastrukturabiaben- (18.06.2019) 

IE!sett l Vm. 2. 
Verkehrsteu..-Jnderungs•&eSRU · 
AUT ./. DEU ("PKW-Maut") 

, ...... 
DEU hat gl!(len die 
Mehrwert>leue...,..-temrichdinl• v•moRen, 
Indem Jl.ekselekstungen, die pg,,nüber 
Steuerpflichtipn arbracht -rden, die sie liir ihr 
Unternehmen nutzen, 11<1n der 
MehrweruteuersonderrelE!IUllll lür Reisebüros 
auspschlossen -rden und Indem RelsebOros, 
soweit diese SonderregelunK auf sie anwendbar 
ist, ll'!stattet wird, die 
Mehrwertneuertiemessuns'l!rundlag,, pausch1I 
rar Gruppen von ~l>lungen oder für d•e 
gesamten lnlM'rhalb eines 
Besteuerungsieltraums erb'1chlen Lelstunsen 

zu ennltleln 

Der EuGH hat OEU In Insgesamt vier Punkten 

wegen nichtordnuns'llfflllßerUmsetzuns der 
RL aus dem 3. Enertleblnnenmarkt verurteilt. 
D,= be!reffen die Definition des .11ertlbl 
lntesrlerten Unternehmens", Karenzvorschrlften 
hinsichtlich des Stellenwechsels Innerhalb des 
wrtikal lnte&rienen Unternehmens und 
Vorschriften zu bestimmten BeteWgungen an 
oder flnaflllelle z-ndung,l'n von 
Unternehmen des vertikal lntl!(lrlerten 
Unt..-net-onens. Darober hina.,. sei d,e 
aunchlie&lkhli Zusllndtghlt und 
Unabhängigkeit der r,ationalen 
!legullerung,;behörde lin DEU: BNetlA) nicht 
pwihrleirtet. 

Der EuGH hat DEU in folgenden Punkten 
verurtPilt: (1) ÜberKhreitung.lahres- und 
StundN1werte N02 zwi,chen 2010 und 2ll16 in 

26 Gebieten und Ballungsr5umen, 12) keine 
geeignete Maßnahmen in Luflqualitltspli;,nen 
für mCll!kh>t kurien Zeitraum der 
Nlchteinhaltuns der Gren .... ne qriffen. 

Der EuGH verurte~te DEU we1en Verstog gegen 
Artikel 170 und 171 der MWSt·Rl sowie Artikel 5 
der Richtlinie 2008/9/EG In Bezus auf 
unterl:llelbende Mehrwertsteuec.fmattungen 
bei fehlenden Ang,,bf!n in Em.atlur!lJsanlrägen 

KOM rll&t ein unzuraichandei Aktionsprogramm 
zur Nltcitr-eduk~nn. lnstrumant zur Umsetzuna 
ist die Düngeverordnung. Dia Klage der KOM 
~rat dl" Dünaeverordnu"' (DUV) au, dem Jahr 
2006. Allardinpsieht KOM auch 
Nachbesoerungsbedarf bei der im Jahr 2017 
neui;;erassten DüV. 

OEU hat dl!dunti 1esen Art. 18, 34, 56 und 92 
AfUV ""rsto8N1. dH5 die lnITT,trukturobgabe 
für Perscnenkraftwagen eing,,fuhrt und 
glelchzeltlg eine Steuerentla.-tung bei der 
Kr.iftfahneugsteuer In einl'r Höhe, d,e 
mlnde.-tens dffll Betcag der entrichteten "1,gabe 

entspricht, zusun.-ten der Haker von in 
Oelltschland zugelnsenen Fahr-,eugen 
vo~sehen wurde. 

V 
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Alt 

VB 

VB 
OS 
EW 

kNK 

VB 

VB 

VB 

VB 

Al•na1lal111t 
av.tO 

berslcht Ober Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht mit Betelllau1 

Antr1111111nw 
(Belcllglar~) 

!lnpllg/ 
~ 

......... ........ 

der Bundes1 

llldl.V•• 
handlung 

Elllllclleldung FF/ NR IAnlMltulngen 

BvR = Verfassungsbeschwerde (VB), BvE = Organstreitverfah""' (OS), BvC = WahlprOfungsbesci'twerden (WPB), BvF • abstrakte Normenkontrolle (aNK), Bvl = konkrete Normenkontrolle (kNK), BvO = einstweilige Anordnungen (Eli) 

Bundesregierung (nur OS) 

(Finanzamt .. ) 

1 Rechtsax1rem1smusdate,gesetz 

ICETA (Zustimmung BReg-Venre1er Im Ral) 

SteuerrechUiche Behandlung vororganschanJlcher 
MehrabfOhrungen einer Organgesellschaft an den 
Organtnlger, § 34 Abs. 9 Nr 4 i .V m § 14 Abs 3 
Satz 1 KSIG 2002 

1 

Spelcherpffichl und einer HOCh11Speicherfris1 fOr 
Vert<ehrsdaten (Vorralsdatenspeicherung). 
Regelungen In StPO(§ 100g) und TKG (§§ 113b, 
113c) 

I
Slrallatbesland Dalenhehlerel (§ 202d StGB oder 
§ 97 Absatz 2 Satz 2 StPO) 

I

BOrger- und Gemeindebete11lgungsgesetz MV; 
Wlndenergleanlagen: Pnicht von Betreibern zur 
wirtschaftlichen Beteiligung von Borgem und 
Gemeinden an 1Mndpar1<a 

I

Bayerrschea Verfassungsschutzgesetz. 
verschiedene Befugnlsnormen (u.a. 
WOhnraumObe◄Wachung, Oueflen-TKO, Onßne­
Durchsuchungen. Handy-Onung) 

23.06.2014 

09.08.2016 

06.09.2017 
07.09.2017 

12.12 2017 

3110 2014 

15.09 2016 

24.01 2018 

12.12.2017 1 15 05 2018 

12.12.2017 
12 12.2017 1 27 04.2018 

16.01 2018 
1701 2018 

09.04 2016 
10.04 2016 

27 04 2018 

12.10.2016 
(Eli) 

14./15 12.202 

13 10.2016 E1 
7 12.2016 E2 

BMI / 
BMJV 

BI ist Mil-Angeklagter Im NSU-Prozess am OLG 
MOnchen, Vbov BReg Redeker 
BE· BVR Maling (ab 2020- BVR'in Hart, 

1. = 0DP-MdEP, Vbev Prof. Karl Sehachtschneider, 
Slellungnahme am 26 07 .2018 per E-Mail eingegangen 
2. • PrivalklAgerln mh 158.000 Un1ers10tzem (insbes 
Ober Campact, foodWalCh, Mehr Demokratie). Vbev Prof 

BMWi / Fisahn (Uni Bielefeld). 
BMI, 3./4 Vbev Unke Prof Filcher-Lescano (Uni Bremen), 

BMJV, AA 5. = Campact + FoodWalch + Mehr Demokratie, größte 
VB jemals, VBev Prof Kempen (Uni Köln) 
Vbov BReg Prof. Franz Mayer (Uni Bielefeld) , VBev BT 
Prof Bernd Grzeszlck (Uni Heidelberg). 
BE BVR Huber 

BMF / BMI. IVortagen BFH: 
BMJV BE BVR Hemnanns 

Vbev 1. RAa Hart1ng, 2 FDP Prof Hernnch Wolf! (Uni 
Bayreuth), 3 GrOne Prof lndra Spleclter (Uni FFM), 4 
RAe Starosbk, 5 RAe MOller,MOller,ROßner; 6 RAe 

BMJV / Zleschang 
BMI Vbov BReg RA U Karpensteln (Radeker) 

BMWI 'BK 1 3 18' BReg-Anlrag Fnstverlangerung 15 5 , 6 3 
' BVerfG..Fristverlangerung bis 15 5, 16 3 2018 

Abtrennung von Verfahren 2821/16 (Datenhehlerei), 
BE BvR Masfng 

Verfahren wurde BReg zusammen mrl VB gegen VDS 
(Vo O 12) zugesleltt, belriffl aber anderen 
Themenkomplex; 16 3 2016 BVerfG-Schrelben· 

BMJV I Verfahren wird herausgelOsl und separat gefOhrt, 
BMI BMWI Vbev Bf RA Gazeas + Prof de 1a Durantaye (HU), 

' 15 5 2020 Ablrennungsbeschluss zu BI 4 • 5 und 6· 
neues Verfahren unter 2 BvR 702/20, 26 11.2020 
Obersnedung Fragenkatalog nur an BMJV. 

BMWI / 
BMUB 

BMI 
BMJV 

BMI/ 
BMJV 

BK 

BE. BVR Kessa~Wulf 
Bf wahrscheinlich UKA Nord Projektenlwicktung GmbH 
& Co KG (UKA = Umwettgerechte Kraftanlagen); 
Stellungnahmen BReg Apnl 2016 und September 2020 
auf Nachfrage des BVerfG 
BE_B_VR_Qhrist 

Vbev ASI Prof Malth1as BAcker (Uni Mainz); 16.7 2018 
BMI-Schreiben keine BReg-Stn, 7.9.2018 Erwetterung 
VB auf neue Bestimmungen LVerfSchG BY, 26 
September 2018 Schreiben SI Teichmann, BReg sieht 
von Sln. Ab, rndl, Verhandlung am 14 , ggf 15.12.2021 



Alt 

VB 

aNK 1 

kNK 1 

kNK 

VB 

OS 

VB 

OS 

VB 

OS 

Allllnmlclle• 
llv.tQ 

1 BvR 17"43/16 
1 BvR 2539116 

2 BvF 1118 

2 Bvl9114 
2 Bvl 10/14 
2Bvl 11114 
2 Bvl 12114 
2 Bvl 13114 
2 Bvl 14114 

2 Bvl 1113 

1 BvR 1575118 

2 BvE 5118 

1 BvR 669118 
1 BvR732/18 

2 BvE 3119 

2 BvG 1/19 

2 BvE 4/18 

VB 1 2 BvR 882119 
2 BvR 966.119 

2 BvR 2480/10, 
2 BvR 421/13, 2 

VB I BvR 786115, 2 
BvR 756116. 2 

VB 1 

BvR 561118 

2 BvB 1/19 

....._..._,~ 
(Kllger Auap...-,.,...) Ann••··­(BeldlgllrAulp,.._wnn) Verfab1111111 natand 

Eingang/ 
zuweleung 

........ 
nallme 

11111. v.,. 
llandlung ~ Ff/NR,~ 

BvR z Verlassungsbeschwerde (VB). BvE • OrgansIret1verfahren (OS), BvC = WahlprOfungsbeschwerden (WPB), BvF • abslrakle Nonnenkonlrone (aNK), Bvl = konkrele Nonnenkonlrolle (kNK). BvO • einstweilige Anordnungen (Eli) 

!

Regelungen des G10 zur slr.llegischen 130,04.2018 
FemmeldeOberwachung des BND 02.05.2018 

§ 2, 11 KommunallnvestltlonsfOrderungsG (KlnvFG), 
VerteilungsschlOasel Sondervermögen 1 03.08.2018 
Kommunallnvesbllonsförderungsfonds an Ulnder; 09.08.2018 

(BA, Familienkasse NI) 

Bundestag 

Benachteiligung der StadlStaaten 

1

§ 62 Abs. 2 EStG (Ausschluss vom Anspruch auf 
Klndergeld fOr Nlchl•EU Ausländer) 

I
VP EStG Anhebung Spllzensteuersatz von 42 auf 
45% 

VB und Antrag auf Erlass einer einstweiligen 
AnOfdnunglrztllche Zwangsmaßnahmen und 
Stärkung Selbs~timmungsrech1 von Betreulen 

I

VP Änderung Parteiengesetz • ver1assungsmlßlge 
Mitwirkungs- und BeIeiligungsrechle 

I

VB Urteil Bundessozialgerichl 11.10.2017 u.a., 
HonOfarbeschelde Kaasenlrztllche Bescheinigung 

OS NlchtberOci<slchtlgung der AFO der ihr 
Bundestag, HaushallSausschuss Bundestag. nahestehenden Desldefius-Erasmus-Stonung bei der 

Bundesregierung, BMI BMF staalllchen Förderu, 

Bundesrepubijk Dellschiand [Okologlsche Altlaslenfinanzoerung 

Bundesinnenministerium, Bundesregierung I Rechle der Antragsleller aus Art. 44 GG • 1 UA der 
19. WP, Quellen BIV 

NPD 

1

Zu1trnmung des dl Vertreters Im Rat der EU zum 
Beschluss zum Abschluss des 
Freihandelsabkommen ZWISChen der EU und der 
Republik Singapur 

1 Entscheidung des Europa Ischen Patentamts 

31.08.2018 
05.09.2018 

22.01.2019 
29.01.2019 

21.02.2019 
26.02.2019 

25.03.2019 
27.03.2019 

12.02.2019 
13 02.2019 

15.05.2019 
16.05.2019 

19 06 2019 
26 06.2019 

17.07.2019 
22.07.2018 

2008.2018 
20.08.2019 

03.09.2019 
09 09 2019 

18 09.2019 

FnSI 
15.01 2019 

23.01.2019 

Fnsl 
31 01 2019 

31 03.2019 

Frist 
30.04.2019 

Frill 
17.05.2019 

FrisL 
31032019 

Frisl 
28.06.2019 

Fnsl 
30 09 2018 

04 11 2018 

Frist 
1509.2019 

Fnst 
30 11 2019 

12113 10.202 

eA: 07.08.2018 

BK / 
BMJV 
BMi 

[Vbev AS! RAe Hlrting, Prof. Matthias Blld<er (Uni 
Mainz); 
121 .6.2018: Nach Einigung zwilchen BMI und BK-Amt 
l(Abl 7) geht FF Innerhalb BReg auf BK-Ami Ober (721), 

I

Fnst ftlr BReg-Sln auf Bitte BReg vom 30.9.2018 auf 
15.01 2019 verUlngert. 
BE~ BVR Masing (Nachfolger?; 
VBev ASI Prof Hellermann (Uni Bielefeld): StN vom 

BMF I BMI 23.01.2019 (Eingang BK: 01 02_2019); 
BMJV Antragser.viderung Prof Heilermann vom 28.06.2019 

:Eingang BK 18 07.2019: 

BMF / 
BMI 

BMJV !
Vorlage FG NI, Fnstverllngerung mII Schreiben BVerfG 
25.09.18 

BMFIBMI IZusteHung per Post. Anlagen berells direkt an BMF-. -
BMJV Zuwe,sung per Post: nach Auskunft BVerfG gegenüber 

BMJV vom 20 08.2021 noch offen 
BMJV/ ZusteNung per Post. per Post auch bereits direkt an 

BMG BMI BMJV und BMI, Fragenkatalog Schreiben BVerfG Seile 
• 3-5.,_ eA elfolglos 

I
Zustenung per Post an BKAMt, BMI und BMJV, 

BMIIBMJV Zuweisung per E-Mail: mdl Verhandlung 12113.10.2021 
mit Teilnahme Ref. 132 

BMGIBMI • ,Nach Auskunft des BVerfG gegenüber BMJV sollen die 
BMJV Verlahren 2021 entschl&dan werden 

eA 
22 07 2018 

IBMIIBMJV, Iun1erlagen per Post, Zuweosung per E-Ma,t; ßes<;hluss 
· BMF vom 22 07 .2020 Ober eA, Hauptsache offen 

BMF/ 1 BMJV, BMI Unle<lagen per Post. Zuweisung per Post 

Unterlagen per Posl, Zuweisung per Posl, BMI hat die 
Unlertagen bereits direkt durch BVerfG emalten. 

BMIIBMJV Stellungnahme Bevollmlchtlgter Prof Roth vom 1 O Juli 
2020 durch BMI am 17.07 Obersandl per E-Mail; 
Slellungnahme abgegeben am 04 11.2019 

Unler1agen per Posl, Zuweisung per E-Mail das alle 
Ressona Unterlagen per Post direkt erhalten haben: VB 

eA 28 10 2019IBMWi/8MI, zu II mit Beschluss vom 28.10 2019 als offenslchlllch 
eA:. 711.2018 BMJV, AA unbegrOndet nlchl zur EnlSCheldung angenommen 

Antrag auf eA hal sich damit erledigt. Antrag auf eA zu 1 
mit Beschluss vom 7 11 2019 abgelehnt 

BMJVIBMI IUnt~agen per Post an Ressort.s direkt durch BVerfG. 
Zuweisung per E-Mail 

BMI 
(BMJV) I

Antrag wurde am 17.07.2018 gestellt. Bisher nur 
Schreiben BVerfG an MOllers mll Benachrichtung 
Zuleitung Antragsschnfl 



Alt 

OS 

VP 

~ 

IIVertO 

2 BvE 3/15 und 
2BvE7115 

1 Bvl 7/18 

VB 1 1 BvR 2257/18 

2 BvO 8120 
1 eANB 1 2 BvR 552/19 

kNK 1 2 Bvl 12/11 

kNK 1 1 Bvl 8/18 

VP 1 2 Bvl 29/14 

VB 1 2 BvR 1424/15 

kNK 2 Bvl2/15 

VB 1 2 BvR 1681/13 

~ 
(Wlegler~) Verflltnn1g1111 -nd 

Elnpllg/ 
z.......,. 

........ ..,_ mdLV•• -... Entacllelclungl FF/NR IA .............. 

BvR z Verfassungsbeschwerde (VB). BvE • Organstreitverfahren (OS). BvC • Wahll)f1lfungSl>esehwerden (WPB), BvF = abstrakle Normenkonlrolle (aNK). Bvl = konkrele Nonnenkontrolle (kNK). BvO z einsiwellige Anordnungen (Eil) 

BREG 
Ver1etzung Unterrict11ungs- und Mltw111tungsreteht 
aus An. 23 Abs 2 GG 

Gesetz zur Bekllmpfung Kinderehe 

Vorschriften SGB V und XI 

Agreement for tne terminatlon of bilateral lnvestmenl 
tteatles between Member States of lhe European 
Union / lnveslltlonsschutzabkornmen, aow,e lm 
Hauptsacheverfahren die BeschlOsse des BGH vorn 
24 Januar 2019 - 1 ZB 2/15 -. 
und vorn 31. Oktober 2018 - 1 ZB 2/15 -. 

01.112019 
bzw 

7 112019 
05.11 2019 

bzw 
11.11.2019 

14.08.2019 
04.09.2019 

10 01 2020 
13.01.2020 

Frist 
09.12.2019 

Frfsl. 
31 01 2020 

Fr,st· 
16 03.2020 

040220201 F ' t 04 02 2020( r,s ' 

23.10.2020 15·02·2020/ 
23 10 2020 30 11-2020 

VP, ~ 3 Solidaritalszuschtaggesetzes 1995 mit GG 1 07 02_2020 

1 

Frist 
vereinbar, Aussetzungs- und Vortagebeschluss des 

11 02 2020 24 042020 Bundesnnanzhofs vom 10 oe.2011 

§ 59e und § 591 Bundesrechtunwahsordnung mit 
GG vereinbar, Aussetzungs- und Vorfagebeschluss 111.02 2020 1 Frist 
Anwaltsgerichtshof Baden-WO aufgrund mdl. 17 02 2020 31.03.2020 
Verhandtuna 

VP § 34 Abs 131 KOrperschaftssteuelljesetz 2002 09.03.2020 Frist 
mit GG vereinbar 09.03.2020 04.05.2020 

Urteil des Bundesfinanzhofs. FG M0nchen, 
12 03.2020 FnsL Finanzamt Ulm, m,nelbar gegen § 36, § 37 
19 03.2020 15.05.2020 K6rperschaflsteuellj8setz 2002 

VP § 2 Abs. 3 Brernische Hafenbetriebsgesetz von 
2000. Aussetzungs- und Vorfagebeachluss des 117.03.2020 1 Frist Verwaltungsgerichts der Fralen Hansestadt Bremen 18.03.2020 
vorn 9 Juli 2015 

Artikel 1 des Zweiten Gesetzes Ober Maßnahmen 
1 30 04.2020 1 zur Beschleunigung des Netzausbaus 16.09.2020 

Elektnzltatsnetze vorn 23. Jull 2013 0505.2020 

23032020 

AA/BMI. 
BMJV; 
BMF; 
BMVG 

Eingang per Posl, Zuweisung per E-Mail (2 VOlljlnge. 
Zuweisung 2 BvE 7/15 am 11 11. per E-Mail) 

Eingang per Post. Zuweisung per E-Mail, lnformalion 
BMJV/BMI. IOber eine Anzeige nach§ 19 Abs. 3 BVerfGG, Weiterer ' 

BMFSJ Schnltsatz am 04 12.2019 eingangangen. bereits an alle , 
Ressorts per Post durch BVerfG 

BMAS/BMI Eingang per Post, Zuweisung teils per E-Mail und per 
BMJV Post. da Unterlagen per Post noch an BMF und BMSFJ. 

' BMG ' Fragenkatalog bZW. Hinweise;, Übernahme Pbev BReg 
BMF • durch Prof. Broslus-Gersdorf 16.2.2021 , Erwiderung 

BMFSF J Stellungnahme Prozessbevoltmächtigter vom 3 Mai am 
22 06 eingegangen und an Ressorts venellt per E-Mail 

Eingang per Post. Zuweisung per E-Mail mit 
elektronischer Anlage (fDr BMI), Prozessvenrerter Prof 

BMWI/BMI: Herdegen. Eilantrag mit Beschl vorn 23 3 2020 
BMJV, AA abgelehnt, da unzullsslge Vorwegnahme der 

Hauptsache Im Hauptsachverfahren nur Eingang bei 
BMJV, Zuweisung per E-Mail an alle Ressons 

BMF/BMI 'Eingang per Post, ZtrwetStJng per E-Mail mit 
und BMF elektronischen Anlagen 

!
Eingang per Post. Zuweisung per E-Mail; 

BMJV/BMI Enlscheldungslermln nach Auskunft des BVerfG vorn 
25 08 21 gegen0ber BMJV derzeit nicht absehbar 

BMF/BMI Eingang per Post, Zuweisung per E-Mail, Eingang 
BMJV • Stellungnahme Bundesfinanzhof und Weiter1eitung per E 

Mail am 26.08.2020 

BMF/BMI, , 
BMJV Eongang per Post. Ztrwetsung per E-Mail 

BMU/BMI: 
BMJV,BM 

VI 

!
Eingang per Post Ober BMI, Zuweisung per E-Mail: O,e 
2012 geschaffene Vorschrift statuler1 ein 
landesgesetzllches Verbot des Umschlags von Kem-

l
brennstoffen In brernlschen Hdfen, Des vorlegende VG 
sieht in der Regelung einen Verstoß gegen 
ausschließliche Bundeskornpelenzen (Arl. 71. Arl. 73 Nr 
14 GG) und gegen den Grundsatz der Bundestreue. 

Eingang per Post, Zuwe,sung per E-Mail, BMWI hatte 

I

BMWI/BMI, die Unterlagen noch nicht direkt durch BVerfG erhalten, 
BMJV, Erwiderung Bf vorn 5 3.2021, Beschwerdeerwiderung 
BMU Bf 18.7 2021 mit erneuter Stellungnahme ProzBev 

Prorin Schlacl<e, Stellungnahme BReg Im August 2021 



Art 

VB 

VB 

VB 

kNK 

Mllnmllcllal 
IJVertD 

1 BvR 1552/19 

2 BvR988/16 

2 BvR 702/20 

2 Bvl 1120 

1 BvR '469120. 1 

VB I BvR 470120, 1 
BvR 471120, t 

BvR 472/20 

OS 2 BvE ◄120 

OS 2 BvE 5120 

VB 2 BvR 737120 

VB 2 BvR 2027119 

VB 2 BvR 1079120 

VB 1 BvR 1541/20 

OS 2 BvE 3118 

VP 2 Bvl 8113 

■nol cadallllwrJAiit,zu •••• 
(Kllger .................. , 

Al .. ••••••nw 
(llaldlglr A1 ••• ~) 

Verfalnn•••••.....,111 llngangl 
~ 

........ ..... nd.Vw­
llandlung ~ FF/NR 1~ 

BvR • Verlassungsbescllwerde (VB). BvE • Organstreitverfahren (OS). BvC = WahlprOfungsbeschwerden (1/1/PB), BvF • abstrakte Nonnenkontrolle (aNK). Bvl = konkrete Nomlenkontrolle (kNK). BvO = einstweilige Anordnungen (Eli) 

BKln 

BREG 

Bundesregierung 

1
§ 15b und§ 15c des Hessischen Gesetzes Ober die 112.05.2020 1 Frist 
0ffenlilche Sicherheit und Ordnung (Quellen-TKO) 14.05.2020 30.09.2020 

unmrttelbar gegen das Urtell des Bundesfinanzhofs 
vom 28 10.2015, das Urteil des Flnangerichts Berlln­
Brdbg. Vom 27.08.2013, den Bescheid des FA fOr 
KOrperachaften Berlin. mittelbar gg § 38 Abs 4 bis 
10 des KOrperachaftssteuergesetzes 

22.05.2020 
22.05.2020 

Straftatbestand Datenhehlerei(§ 202d StGB oder i,
2 12 2017 

§ 97 Absatz 2 Satz 2 StPO) • 

1ebescliluss, ob§ 315d Absiitz 1 Nr 

l
mil dem GG vereinbar und deshalb gDlt,g Ist. 
Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des 
Amtsgerichts Villingen-Schwenningen vom 16 

l
lnfektlonsschutzgesetz In der Fassung des 
Gesetzes ror den Schutz vor Masern und zur 
Stärltung der Impfprävention 

IVer1etzung Neutralltatsgebot durch BK!n 

Ver1etzung Neutralltatsgebot durch BREG 

Beschluss des BFH vom 23 10.2019 u a 1 
Kembrennatoffsteuer 

VG gegen § 608 Abs. 3 ZPO 

Urteil des Bundesfinanzhofs vom 1◄ August 2019 

16.04.2020 
03.06 .. 2020 

02.062020 
04.06.2020 

23.07.2020 
24 07.2020 

23.07.2020 
24 07 2020 

12.08.2020 
1308.2020 

25.08.2020 
26.08 2020 

01.09 2020 
02.09.2020 

staatliche Maßnahmen zur Bewählgung der COVID 
19 Pandemie und die Untätigkeit der Breg . 
Vorkehrungen zu treffen. die Bescherdef0hrenden 1 08 1 O 2020 
vor Benachteiligungen wegen ihrer Behinderung und 12.10.2020 
In Zusammenhang mit ihrem Alter Im Rahmen der 
!ge1undheillichen Vorsorge zu treffen 

!

Beantwortung der Kleinen Anfrage "Beschadlgung 
finanz,eller Interessen des Bundes Im 
Verantwortungsbereich der Bundesregierung• 

§ 6 Abs 5 Satz 3 Elnkommer11teuergesetz 1997 ln 
lder Fassung des 
Untemehmen1steuerfortentwicldungsgesetzes 
Insoweit gegen den allgemeinen Gleichheitssatz Art. 
3 Abs 1 GG versll>ßt. Aussetzungs• und 
Vortagebeschluss des Bundesfinanzhofs vom 
10.04 2013 

1610.2020 
16.10 2020 

2711 2020 
30.11.2020 

Frist 
13.08.2020 

27.04.2018 

20.06.2020 

15.08.2020 

10 08.2020 

1008.2020 

3010.2020 

30.092020 

31.03.2021 

15 12 2020 

0512.2020 

28.02 2021 

2007.2021 

20.07.2021 

BMI IE,ngang per Post. Zuweisung per E-Mail, Stellungnahme! 
(BMJV) abgegeben am 29.09.2020 

BMF (BMI; 1 
BMJV) Eingang per Post, Zuweisung per E-Mail 

1 

BMJV / 1 15.5.2020 Abtrennungsbeschtuss zu Bf 4 , 5 und 6: 
BMI. BMWI neues Verfahren unter 2 BvR 702120 

BMJV 
(BMI) I

E1n9""9 per Post an BKAmL Weillerle1tung und 
Zuweisung per E-Mail, Ver1Angerung Frist auf 
20.08.2020 

B~t~'' IElngang per Post an BKAmt und alle Ressorts, 
BMBF: Weiter1eilung und Zuweisung per E-Mail. 
BMSFj) BevollmAchtlgung Prof Kluth 

BKAmt 
(BMI; 

BMJV) !

Eingang per E-Mail direkt durch BVerfG an 131, 
Weiterleitung durch 131 an 132, Zuweisung per E-Mail, 
Stellungnahme BReg, ProzBev Prof Dr Garditz 

BKAmt Eingang per E-Mail direkt durch BVerfG an 131, 
(BMI, We,ter1eilung durch 131 an 132, Zuweisung per E-Mail; 

BMJV) Stellungnahme BR~ ProzBev Prof Dr Gardltz 

B':~~
1
• IElngang per Post. Wellerlettung und Zuweisung per E· 

BMWI. Mail 

B~ !Eingang per Post. Zuwetsung per E-Mail und 
~Mwi~ Weiter1eltung der Unterlagen per E-Mail, 

BMF (BMI, Eingang per E-Mail durch BMJV, Weiter1eltung und 
BMJV) Zuweisung per E_-M_ail ________ _ 

eA 16.
072020

1 BMG (BMI, !Eingang per Post an BMG und BMJV, Zuweisung und 
BMJV) Weiter1eltung auch an BMI. eA erfolglos 

BMI 
(BMJV, 
BMVI) !

Eingang per Mall durch BMJV, Zuweisung und 
Weiterleitung per E-Mail; Stellungnahme abgegeben am 
07 01.2021 

BMF !Eingang in Papierform durch BVerfG, BMF auch In 
(BMJV, Papierform erhalten, Zuweisung und Anlagen für BMI 

BMI) und BMJV per E-Mail 



Alt 

KNK 

OS 

Allliowk:hal, 
IIVe,tQ 

2 Bvl 19114 

2 BvE &120 

VB 1 2 BvR 2002/20 

VP 
und 
eA, 

OS 

eA 

VB 

VB 

VB 

VB 
und 
eA 

VB 
und 
eA 

2 BvF 1121 

2 BvE 2121 

2 BvQ 11121 

2 BvR 84117 

1 BvR 75/20 

1 BvR 1805/20 

1 Bv051121 , 1 
BvR 860121, 1 
BvR 865/21, 1 

BvR 781121 

1 BvR 971121 
1 BvR 1069/21 

Eingang/ 
z.......,. 

........ ........ -.v .. .......... Enlllclleldung FF/NR, ............. 

BvR • Veffassungsbeschwerde (VB), BvE = Organstreitverfahren (OS). BvC = WahlprOfungabeschwerden (WPB), BvF • abstrakte Noonenkontrolle (aNK), BvL = konkrete Normenkontrolle (kNK), BvQ • elnstwelllge Anordnungen (Eli) 

Bundesregierung, venreten duld> die 
Bundeskanzlerin 

Bundesregierung 

§ 8 Abs. t KO<J)e111Chaftsteuergesetz 2002 I .V.m § 
10d Abs 2 Setz 1 Einkommensteuergesetz 2002 gg. 
An 3 Abs. 1 GG - Aussetzungs- und 
Vonagebelchluss des Bundesfinanzhofs vom 26. 
Februar 2014 - IR 59112 

OS, dass die Antragsgegnerin den Antragsteller 
durch die Antworlen auf die scnrlnllchen 
Elnzetlragen Nr. 95/Mai 2020 u.a . In seinen Rechten 
aus Art 38 Abs 1 Satz 1 GG und Art 20 Abs. 2 
Satz 2 GG verletzt hat 

04 12.2020 
04. 12.2020 

08 12 2020 
09.12.2020 

!

Urteil des Bundesfinanzhofs vom 18 12.2016, 
Einspruchsentscheodungen des FA 0 .. , Bescheid fürl 07 01.202·1 
2005 Ober Geweroesteuermessbetrag des FA 0 .. , 08.01 .2021 
Bescheid ror 2005 des FA o 

28.02.2021 

15.01.2021 

31.05.2021 

ob Artlkel 1 Nummer 3-5 des FOnlunzwanzlgsten 
Gesetz zur Anderung des Bundeswahlgesetzes vom 
14 November 2020 mit Artikel 20 Abs 3 GG, Artikel 
20 Abs 1 u 2 sowie Artikel 38 Absatz 1 Satz 1 GG 
und An 21 Abs. 1 GG unvereinbar und nichtig ist 
(Wahlrechtsreform 2020) 

04 02.2021 1 12.03.2021 
04.02.2021 (eA 01 .03.21) 

1 

Beantworlung der KJelnen Anfragen der Antrag stellet 
"Rechtsgrundlage IOr die Ouldung der Elnreise von 22.02.2021 
Asylbewert>em aus sicheren Drittstaaten durch die l 22.02.2021 
Breg vom 12 08.2019" u a 

07.04.2021 

Bundesminister des Innern, Horst Seehofer !Verletzung Neulra11t/ltsgebot u.a . 10.02.2021 1 
11 02.2021 

19.02.2021 

Umwandlungssteuergesetz 2006 

lgegen Bescnluss des Bundesarbeltsger1chts, Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bertln-Brandenburg, 
Urteil Arbet1sger1cht Bertln • Engellglelchhelt und 
Wiedereinsetzung In den vorigen Stand 

gegen das Urteil dea Bundessozlalgerichts vom 
26.02~020 u a (r0ckwlr1<ende Befreiung von der 
Pfllchtmilgliedschaff in der ORV ror die Tatlgkell des 
BI. bei der UniCredit Bank AG' 
gegen § 28 b Abs 1 Ziffern 1 und 2 IISG, § 20 Abs 
5 Ziffer 1, § 20 Abs. 7 der Corona-Verordnung 
Baden-WOmemberg (verschArfte 
Kontaktbeschr11nkungen uno 
Ausgangsbeschrtnkungen der Notbremse) 
auszusetzen 
§ 28 b Absatz 3 des lnfekhonsachutzgesetzea in der 
Fassung des Vierten Gesetzes zum Schutz der 
BevOlkerung bei einer ep,demlactlen Lage von 
nationaler Tragweite vom 22 04 2021 
:Schulschließungen: 

10.03.2021 1 0511.2021 
10 03.2021 

12.04.2021 1 31.05.2021 
14.04.2021 

---
26.04.2021 1 30.06 2021 
28 04.2021 

--- . 

28.04.2021 1 04 05 2021 
28.04.2021 

---
04.06.2021 1 
04.06.2021 

15.07.2021 

eA 20.07.2021 

BMF (BMI, !Eingang per Post, BMF hat Unter1agen ebenfalls per 
BMJV) Post erflalten, Zuweisung und Anlagen per E-MaY 

BMVI 
(BMI; 

BMJV) !
Eingang per Post nur an BKAmt. Zuweisung per E-Mail 
und etektroniseh an alle Ressorts 

BMF (BMI, !Eingang per Post Im BMJV, Weiterleitung per E-Matl an 
BMJV) BKAml am 07 01 • ZuwetSung per E-Mail am 08.01.2021 

BMI 
(BMJV) 

!

Unterlagen per Post, alle Ressorts haben Unterlagen 
Post erhalten, Zuweisung per E-Mail, 
Haupt.sacheverfahren noch offen 

BMI !Unterlagen per Post, Zuweisung und Anlagen per Mall 
(BMJV) vensandl, Stellungnahme abgegeben am 07 04 2021 

BMI IUnter1agen per E-Mail durch BMI, Zuweisung und 
(BMJV) Anlagen Weiterleitung per E-Mail, Stellungnahme 

abgegeben am 18.02.2021 

BMAS 
(BMI, 
BMJV, 

BMSFJ) 

BMAS 
(BMI; 

BMJV) 

BMI 
(BMJV, 
BMG) 

BMI 
(BMJV, 
BMBF, 

BMFSFJ, 
BMG: 

!Untertagen per E-Mail direkt durch BMAS, Welterlellung 
,,n elektron,scher Form an alles Ressorts 

Unterlagen in Papierform an alle Ressorts durch BVerfG, 
Zuweisung In elektronischer Form 

Antrage auf eA und Verfassungsbeschwerden zum IISG 
(Bundesnotbremse, Ausgangssperre) - Veffahren 1 BvO 
51121 und 1 BvR 865/21 mangels Rechtsscnutzlnteressel 
abgeschlossen SteUungnahme abgegeben am 
04 05 2021, Prozessbevollmachllgter Prof 
Wotlenschlager 

!

Unterlagen per E-Mail durch BVerfG erhalten, 
Zuweisung per E-Mail, Stellungnahme abgegeben am 
15 07.2021 
Prozessbevollmtlchllgter Prof. Wotlenschllger 



All 

OS 
und 
eA 

2 BvE 8/21 

VB 1 2 BvR 798121 

OS 2 BvE 7121 

VB 2 BvR 1106121 

VP 2 BvF 1/19 

OS 2 BvG 1121 

VB 
und 2 BvR 1111121 
eA 

VB 1 BvR 1819118 

VB 1 BvR 23-42/17 

VB 1 2 BvR 2247/19 

■, t•wd ■1 s1.-.,1u n r 
(Kllgarlbagll ........ ,) 

Antng 1111 
(lleldlgllrA,,ap ........ ,, v.tllnll111■1-NI 

l!lngeng/ 
ZUMlaullg 

........ ...... mdl.V­....... ~IFFtNRI~ 

BvR • Verfassungsbeschwerde (VB), BvE • Organstreitverfahren (OS), BvC • Wahlprofungsbeschwerden (WPB), BvF • abstrakte Nonnenkontrolle (aNK), Bvl z konkrete Normenkontrolle (kNK). BvQ = einstweilige Anordnungen (Eli) 

Bundesregierung, vertreten durch die 
Bundeskanzlerin 

Bundesregierung, venreten durch die 
Bundeskanzlerin 

Bundesregierung, vertreten durch die 
Bundeskanzlerin 

1

Ver1etzung der Rechte des Antragsstellers aus An. 
38 Abs 1 Satz 2. dass sie die mit den schriftlichen 1 08.06.2021 
Fragen Nr 32 tOr den Monat Oezember vom 9. 08 06 2021 
Dezember 2020 erbetenen Auskünfte verweigert hat 

Gesetz zum Bescl1tuu des Rates vom 14 
Dezember 2020 Ober das Elgenmirtelsyslem der 
,Europaischen Union und zur Aufhebung des 1 07 07.2021 
Beschlusses 2014/335/EU, Euratom 08.07.2021 
;(Elgenmlttelbescl1tuss-Ralif1Zierungsgesetz - ERatG; 
iBGBI ll~S 321 

mentanschen Frag&- und lnfonna1ionsrechl8 30.06.2021 
IV r1etzung des verfassungsmOtllgen 

Antrag .. •t.elle. r (bzgl .• der Beantwortung_ e_lner 1 01 .07.2021 
nen AnJrage~ AustanderzentralreglsterJ 

gegen den Beschluss des Amtsgenchts Potsdam 
vom 1. April 2021 (29 c 48121 - Entseheldungen 
Ober Gerichtskosten aus einem Zlvtlverfahren: 

l

gegen § 28 Abs 2 Nr. 2 u.a. Tlerschutz­
Nutz11emaltungsverordnung 

I

Untertassung des Bundes. die den:eil anfallenden 
Kosten zur Sanierung von Okologlschen Altlasten 
ehemaliger Staalsbelriebe ,n der DDR In ThOnngen 

das Gesetz zu dem berelnkommen vom 
27.01.2021 zur Anderung des Vertrags vom 2.2.21 
zur Errichtung des Europalscnen 
~blhtAlsmecha_nismus (BT -ClfL,9129645] 
Beschluss des BGH vom 17 Mal 2018 und das 
Unell des BGH vom 14.12.2017 (mangels EuGH­
Vo_rl_a.9~§_54 ff UmG' 

!

gegen den Beschluss deJ BGH vom 13 Jull 2017 
und das Urteil des BGH vom 16 03 2017 (mangets 
EuGH-Vortage zu §§ 54 ff UmG) 

16 07 2021 
16.07.2021 

20.072021 
20.07.2021 

22 07.2021 
23 07.2021 

12.08 2021 
12 08 2021 

13.08.2021 
13 08 2021 

13.08.2021 
13.08 2021 

gegen den Beschluss des Landgerlchta DOsaeldorf 
vom 20. November 2019 u a (Er wendet sich gegen 
die aus se,ner Sicht rechtswldnge J 30.09.2021 
lngewahrsamnahme am 2-4 07 2018 im 06 10 2021 
Zusammenhang mit einer ROckObersteilung aus der 
Schweiz nach Deutscl11and 

02.072021 
(eA) 

15 09 2021 

18.08.2021 

31 .08.2021 

2910.2021 

31 10.2021 

15.09.2021 
(eA) 

01 09.2021 

0 1.09.2021 

26 11 2021 

BMI 
(BMJV, 
BMVg) 

I

Untertagen per E-Mail durch BVerfG ematten, 
Zuweisung per E-Mail. Schriftsatzentwurf der Breg am 
22.06 durch BMI Oberaandl, mit AbL 7 abgestimmt und 
Einver,;Ulndnis gg BMI per Mail am 23.07 2021 

:~;J.8:: 1untertag~n per E-Mail durch BVerG erhalten, Zuweisung 
BMW!) per E-Maol 

BMI 
(BMJV, 

AA) 

BMJV 
(BMI) 

BMEL 
(BMJV, 

BMI; 
BM1 

,Untertagen per Post durch BVerfG ematten, Zuweisung 
1

per E-MaU, E-Mail Versand Im Ansc11reiben BVer1G an 
132 angegeben aber diese ist nicht erfolgt, 
:Stellungnahme der BReg am 18.08.2021 

Untertagen per E-Mail durch BMI, Zuweisung und 
:Anlagen Wei1erlei1ung per E-Maol 

Unterlagen per Post direkt an Bt<Amt und alle Ressorts, 
1Zuweisung per E~Ma1I 

BMF (BMI, 'Unterlagen per Posl dlrekl an BKAml und alle Ressorts, 
BMJV) Zuweisung per E-Mail 

BMF (BMI, 'Unterlagen per Posl an BKAml und BMF, Zuweisung perl 
BMJV, M) E-Mail 

BMJV 
(BMI, 

BI 

BMJV 
(BMI, 

BM'M) 

Unterlagen per Post direkt durch BVerlG nur an BMJV, 
;welterieltung per E-Mail durch BMJV, Zuweisung per E­
•Mall 

:unterlagen per Post direkt durch BVerlG nur an BMJV. 
!Welterteilung per E-Mail durch BMJV, Zuweisung per E­
Mail 

BMI IUntertagen per Post direk1 durch BVer1G nur an BMI, 
(BMJV) Weiter1eltung durch BMI an Bt<Amt per E-Mail am 

30.09„ Zuweisung per E-Mail 
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Verlah,ent,gang Unelf des OVG Monster vom 11 03 2 1 
(N.. 21 A • 9'17). ZUYO<VGKClnvom2911 16 (N.. 2 K 

6873115) [)je KJage,ln bogeM die Ve,pftic:htung-

.~• tm HmbboufEITichtungund 1 1 1 

1 1 1 1 

1 - to, NatUIKhulZ zu, AAO<dnung -

1 
.s.n--· Im H1nblici, out Enlchtung und 

BRO(BIN) In- deS Ollahot►WuidpaN .Bul8ndlet<" nach 20 (),1 2021 20 08 2021 BMU Urteil eusstehend lnbolMl>nahme deS Ofboore.Wuidpam .BU1endlet<" 
U~IZutauung derR"""""' durch die Baire,blnn Das OVG 11,11 d,a Berufung 

Zurllel\gewle9en. - - da dJe Y<>1geo,11Chffl<I T-den E"1trllt - u.--. nicht 
1taubhaftllftCheonenlassen 

1 1 

BunduV<tlWllltu,_,ct,1 hal dam EuGH Fraven zu, 

1 1 
1 S"' - VBI 1 1 Vorlagob► 1 1 Auslegung der Ric:hllln,e 2001142/EG (SUP -Ric:hl"'110) 

LmdkrM Rosenheim Ulnd9chaftu1Chutz~ Inntal SOCI em 23 9 2019 20 OU020 9:'~u; BMU _,_ &gent um die F,.ge. co ro, doe A-"""11 
dff l..lndlc:hollnch~ lmtat SOd eine 

Slnltogilche Umwellprilfung - -

Reg,onHa,._. 1 M~~~::,,.~-;~~§5 29102018 17 07 2019 Urte,1 BMBF Ja 
umgesetzt mH Erlassen YOm 

01 10 201how,o 01022021 
Alleri,,w.o BAfOG/Vcnusaetzungon to, Alloohon""" der 

1 SIUdlot- Hamburg/BAJCG.Amt 1 ""=9.:=:.:: ~':,"1~ ~ ~ :- 11 0'.2021 1012.2021 BMBF 
vonnstanzen OVG Hamourg. 4 Bf 173116 , VG 

Hambu,v. 2 K 874118 
BAIOG1 

BRO(M) 
Vilum Btamnact,zug zum volljatw1gen IUblldlar 

12.102020 11122020 M 
Schutzbonlc:hllaton 

BRO(MJ 
1/ioum Ellomnachzug zum volljahngen aubulia, 

12.112020 12 01 2021 M 
ScnulZl>oroCh•--

BRO (M ) Visum l<lndomachz\lg YOll)ahriger - zu,n aublldiar 07082021 05082021 M 
_, .. _ 

A<,_altn 
1 13 08 2019 

E.:::4ng 1 MH 1 VtSUm Eltemnachzug zum ~ Flt.chtllng Eingang 15 (),12020 M 
frlllJnejj :ru 1 C919 

und 1C1019 
V-lleheid 
ungsYWfahren 

1 180320191 1 
C-355/201n 

Z.M ua 1 V!Slm Etlemnachzug zum volljlhngen AOcht11ng Eingang 15 (),12020 don...t> M 
er.w.,.. Rec:htSNChen 

C-273120 und 
355120 

V-, uog1vwfahren 

260220191 1 
C-273/20 In I 

R.Sn. u „ 1 V,su,n Ellemnacnzug zum ""'IJahrigon FIOchlllng 1 = 26(),12019 don...t> M 
Roehtuacllen 

C-273/20 und 
355120 

12.03 2019 v..--
LM 1 Visum _,.,.,,.ug YCIIJähng« K,,_ zum Fluchlllng Eingang (),1082019 ungtverfahren M 

Enitunod C-279'20 

BRO(M) VIIUITI Ell«M8CIIZUg zum~ - 21102021 M 
Schu1zbe<och""'-

BRO(M) Beu<llundung -Vatffl<hoft bel Vetdocht auf-, § 08072020 2• 08.2021 2'.082021 M Einstellung der Pru""1g - 1 e<folg1 
1597a BGB IV m H5a AulonlhG M~ 

BRO (Mua) Al>rturpnlfung an der DEO Kairo keine 03092020 M 

BRO(MJ KonlulanlclieHdfe 
2501 2021 ...,. ...,. 1• 01 2021 

M 
13 08 2021 10082021 

BRO(BMJV) 1 
-del lfG auf Batichte duGBA -,Ober ==- 1 1 BMJV BMJV In Enr,ttlungo-ren wogen~_,.,. nftam IINngYDm 

18082021 18102021 
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BRD{BMI) Dot Kllge< bogohn noch dem lnlormabona-~ U<Uol VG R~r 28102021 BMI 

Elnlich1 In &Amdlthe Dvelc1nacMcllten, de der Tw,tter- Ber1.nYOm uodungvom 
Account des Bundelmm1stenums des Inneren, tur Bau und 26.082020, 17012021 
Hetmat 1n den Jahren 2016, 2017 und 2018 "9l'IMI01.und R-

et11allen hal Twttt••Dtrektnaclvichten u'ld Im Gegensatz. zu nlegung BMI 
OWentllchen T- nut IOf den -und Emplilnger """' - DulluooMmlnillerium--Anttageln 21102020 

Klagefw ab, weil die llbef Tw,tter ausge,aUIChlen 
Dorel<tn~1ncl11en n!Oht-e,t .._Al<tenwrganga 
---und ea Sic:11 n,ct11 um amtllcl,e lnto,ma...,.,, 

handele Im übrigen benaf es lk:h auf dn lntetflN Of1tter an ; 
--.ullchen Behandlung- Komrnunlkauonsfoon 

Die Kllge<ln begeM -.on der Belllagten de Etteiung dn 
ElfMlfflOhmena gemaß § 23 Abs 1 S 3 Aulenlhall-

lAufenU>Gl :ru - Lanclosou-ung vom e Juni 
2020, noch der bis zu 300 hill>bedurfllge PfflOflOft, die eich 

Klageactw,ft ;wm Zeltpunld der .Anctdnung Im Aufnah-,uum Mcna auf 
_, 12 1 !(Jage-der Insel lHboa In Griocnenland au1hallen unc1 -

Januar2021 """'1denlng --· BRD {BMII 1 achutzbed(lrftig aond, ..,. Aufenlllal118<1aubnoa für das Land 
zugeateih am BMI vom 1:--l - 1 1 BMI 

Bertln ertlaltan IOlen. Die Beklagte hat mit Sc:hreben vom 8 
21 Jar'IU8I' Marz 2021 

JUll 2020 <IJe Er1ellung ein -abgelelln~ W<!11 die 
2021 

,.,,,,,_ V0r11uuetzungen da§ 23 Abs 1 AufenlhG nicl>t omlltaind und die ___ 

""1haiUlthe FIOchdmguifnalunepolitik Im Rahmen der EU 
nd11gewahnwurde 

F!Mtaal Bayern Beinedung .on Gnnltllld<en noch § 8a BJ■gdG aogegel)en atahta,a BMEL BMa ha1 Im Augus1 202 t ein SN gegenuber dem 
Vertreter del Bundelin~ 

--ung Nr 83 {"Daue<grllntand") und die damit 
BRD(BMR) -Auslogung YOn § 2 Abs 2 Satz 1 20092021 alehlaua alehlaus 11en1a1.a BMEL lfehl BUI a1eh1 aus 

Laa1en u 

l.JlndMhaup!St■dt MOW-
R~arechdtehe Prüfung der Uberwachungstnttn.menle un 

28 09 202, BMG - Flcllablellung is1 da Urleol. 
BVerwGJC 1915, vorn2 Man 
2017, nacn Gem im Htnbtick aJf 

das dgemelne 
-111Wd>1§5Aba1 

Nr 8 BIMG dahin auazulagen ~ 
dau der E.-tl e,nes 

Betaubungtm11tel:t fOt etne 
SelballOIUng m'1 dem ZINed1 Uiel 

Gelea:es auanahmswetN 
Yeretnta" lilt. Mnn IMCh der 

sulZldwllllge e _ _, 
e.ner 1c:hwen110 und unhetlberen 
Ertuankung tn einer extremen 

1 1 1 02032017 1 1 

Aus Sicht ON BMG l<Omml BIAl'M Notlage be-ltlf der 
BRD{BIArM) 1 BetaubungsmlUetrechUIChe Ertaubf"III zur Selblttotung 1 BMG Pr0fpftlch1 u o dl.ffll AnhOrung und Grundlage der - _, Hlu• 

PrOl\,ng noch --Atgumenlatianalinlo 
nteht l.U mekien ZUm einen da 

Sicll durc:11 - Url■tl ein 
Bundea-1nsungsgencl,10 ZI>' 
NiChllgkelt von § 217 StGB vom 

26 FebNo< 2020 der Sachverhalt 
Y9ftndef1 hal, tum anderen 

wurde im Verlat'lren det 8Vef"ft'G 
kOlne Ve,plllCl\lung zur Er1etlung 

de< _. .. e,ngel<lagtan 
ErlOubm lnlgatelll On 
BVerwG ha1 al1gernoln Offle 

Prilfpft,clll dn BIArM naho 
gelegt, dem C1as BIArM auch 

durollAMOnrngvon 

E1n1tufung alt P~tet l 1lofflk:het 
1 

11Utgese1Zt und dem EuGH 
BRD{BIAIM) --kt 06 03 2020 ,_ BMG Fragen zu, V"'11ben1Seheldung 

BRD{BIAIM) 
ElnslUlung oll P-el I alOffllthea 

10062020 nein BMG 
MedizlnproduJl!. 
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1 Plllclll-~ ,--i--. 1 ---.. -
BRD(BIAIMI EJn11urungalsArznelrnlllAIII ~ 1• 022019 - 1 BMG 

Klagewunle 

~ -
l<Jlgor- Kool<r~ der Anzlhl dor 

~-ungspiltung--0..,.,,,,. lnd!t bolcamol nicht b-•1t 1 10 IM 2019 1 ::::: PrO""lndenAuolJildut,go-und 
1 -Abot.lnmung----- 1 BMG Prt,lungo~- Urnaelzungskonz"l)l„zw,ochen POrfunglletls (Studium~) ___ n.._,der 

31• 315 121 
dot ---.... -Urtelldot 

Vonn,wnz An-.ng dor Funktioo deo 
wurde ~-"' interne Aas~ oee 

Sladl DOsoeldorl 1 S,_ E~ lut den 8eNI "NoCIIIIMl14t.ltet" lnochl bel<anntl llldll belcannt 1 29 10 2020 1 ~ BMG/314 den Pr01\lngen .... AIJll>iklUngl- Und 
Umsetzungskonzepleo -P<ofungs-- bzw 3„ 315 121 entOVGNRW ~der - --

Allfrege BMI 7 --Velfalnn mit BotailiglMlQ deo BAMF BRD(IIAMF) t 36a Aur.nll1G andenVBI ~T""""1 nochi<e,nUnat BMI Warten ■ul Stellungnahml betreffend Atytrecht onhanglg, In - auf -
soenuno, 

BRD (BNelZAI V~wgSuodOoU.Jnit . keine Ml!ago K.in Tom,in nochkelnUnetJ BMW VBlboh611-
anda1VBl zuma~S1 

BR0(-1 1,....,-- k-Ml!ago KeinTom,in nochl<elnUl1ell BMVl VBI behllt Ok:h Betlillgung -an den VIil 

BRD(BNDI AulMft 
ke,ne Ml!ago 

KomTom,m nochke,nun.1 BK VIil bohllt licll Botallig\#1Q - 9W011e<e Vo<ialnn wg 
""<Mr1 VIil Auakunft vom BND-~--

BRD(BM1) v...-- . ke,neM._ 
K.in Termin nocllkelnUrtell BMI VBI behall - Beteiligung - • -le<eV-.nwg _,d<r1VBI v....,._.,,....,., 

BRD(BMU) Aneri<"""'-"11 deo Kllgef'I els Nalullehu1z.....,igung gern S l Anlnlge BMU KalnTennln noch kein Une,I BMU wa,..., eul S""iungnanme UmwRG .. ve, 
Rl!Yillon der 

Hioml loogerl fllnf Para11o1--.n""' BVe<WG 2 C 
1 8-n-L ScMdo~L doppefte BMVg BMF Beldagton N--..ng.., BRD (Geoeratzolldlrek'°") Anfecmungder--.ng 10022020 

8"1 
Oll Oll 2021 --- BMVg 

V--Oge 
Ul1eltlgnlndo lllhen noc:11 11111 • 20, BV.....O 2 C 19 20, BVerwG 2 C 1• 20. BVerwG 2 

n C 3" 20. BVOIWG 2 C 3520 

R-deo 

BRDl~I 1 lleamt-L Solda~L doppefte 110112020 BMI 13 10 2021 Klage,sWll'd 
BMI 1 1 Ur1eag1Unde "'""'"' nocn""" 1- auc:11 c1as i.,_ P_-.,,,.., Bve<WG 2 cl Antochnung dor ~ zur1lcl<gewieoe 

M 121 

BRD 1 8-nt...-._ Scllld1tz~ T-lbe9chalu!l10 BI.II -- BMI Tomw, 

I~~:';~·- BMI noch kein 
BMI BRD 

Tomiln 

1 8-nlonrocm. V-ngs,wchL Alle,agold fut Zal""1 dor Allfrege - 1 1 BRD Beunaooungrn_,__ BMI _,den BMI 
VBI 

8-nten,..,. Aueg-"'9 p- Anl!agodeo 
1 1 BRD(BKA) BMI _,den 1 BMI p~ 

VIil 

BRD (IIAMF) F--yl(S28 Abi 3Aly1G) BMI 1251120211 1 ~·- 1 1 Beteiligung doe VBI 

VOIWOltungsltradA8Cho -Aufrecmung der EmplllfllPbe 
-~ necll § 10. IISWermG m11-..., keMon,o 

„rd 
... 1-1 1 BMVl 1 IErwbo,tungder~ 1 "Musief1<Jage"doo~ -fut BRD (BMVll IO, ... Durcl>fiimlng - s-.. llbgOgObon "=- 2022 

nochkoN ----lmWege der -.-ltung Inden 
..,, 

Jamn 2012 bio 2020 02082021 
lloglilndung 

El!llogung dO< 
NIChtz.utauun, 

NiclttzlJlneu --1 ng-1 BMVI ,-te/A-...gdN~Ulchen dodun:11 unddor _, 1 nein 1 BMVI 2-lurGüt--1<eht inlllaUvrecllll und Durchtun,ung - Stufon-1alvenl Beteiligte zu RecnlllM!lc:hw 

1und21m --Apri2020 E.-UOV• 
Sctv'11lutz 
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IElnoichl In die Ak1"n des Boodeuc:hemol!JlalH, dll dll I S., IIKAml zur 

BRD ~ Al;en1lnlon. Chile, Pll'IQuay - (z.l.....,, 1972 Oll 10 2017 R~ 1 1:~J boo l9e5) 30072021 

1) KJagenn -· ..,.,, Klageansc>ructl. da ihrem 
EIMj)IUCh nocn, geloigl wurde Sie ve<l<OMI _ ltve I 

SleU"'l! lnnerhaib der Ve,wattung 

---Doulochland . ~I IVenetzung de< Rectlle de< GlelBo noch 8GleiG, ...,. 
128052021 ,~, 

1 

,B~, lleulendeo VOlfollren 

12) FordenlngtncHlnten (Feßl) - der Slchen,ng der 
Oualdal (- )bol--

BND/Chef BKAml ZuNd<-.'""'9 .,,.. Ernsprucm, der GIIIIBo gegen doe S-"'1!.-falnnSie..nd 
NoYelllerung der FOt<Jerung911C11"""" ,m BND geec111echll00Unl 

3) 0.. V«wendung "°" Referenten 1n Obersten 
-wlrtl10rF~ln 
-dne1en lleh0tden 10rl0rde<tlchrnct1111t. 

lsuer_,_ 1010112021 1 1 1 1 8KAm1 1 1 

~des§52Al>o 2oderAl>o 8GKGnoch 
BRD (Chol llKAml) 11 10 2021 j AbochluudHV"'1ah<enolb«..,_1 Pr-.-
BRD (Chef IIKAml) Slrel- 010112021 11102021 BKAmll 1 1 

EinlCNlgogko,t des§ 52 Al>o 2 ods Abi 8 GKG ,_, 
---v-...imr..,.2. -

BRD 
Akien.lOIChl BNCMr1:11,v ium Theml .Milr1afdlkl01ul 27112017 ohne BND 1 1 

1 tn c:anwa-Velfahren ebgel,l::Nouen, E.inverstandffll Z.UI 

AIV<n•-· En-...dung "'der - ohne md1 v, 
BRD All_, BNIMr<:hlY ,um Thema "Edwnonn" 19112020 . BND 

1 mdl 
Ver1\ar'Qlung 

BRD 1- Auskunft,umlhema"Kaul<a" l22os201al 12705:, 2 1 1 BND 1 1 1 Soomw1dAn.ng IIKAml ~ 

Vetl\lndlung 
auutehend 
---,--;;;;ri-
Vomondlung 

BRD 1"""""'9c:lu Nuaung ,um Themo "Keuke" j 22oa201a l 127052020, 21 
mdl. 1 BND 1 1 1 ~ Bl<Am1 ~ 

v-,ung .. ..-
BRD Almunft und Elnlk:hl '1l oelne< - 020112020 BND 

BRD -...,ft .-i OSGVO 08052021 BND 

BRD Aullwnft und Elnslchl iu telner - 18092021 BND -ledlglld1•---
BRD An~biw ForlNtZllngl~QII 

•-•-.-i&&&ff BNOG 29032018 BND 
Vfflllhrlln ~ mit Beocl1I v 22 11 2019, VrJ. 

Verlahnin BKAmt 721 

BRD Beinllfe 13082020 04 03 2021 - BND 
12 11 202.1 

BRD Bounollung 14 10 2020 21 01 2021 BND 

Gooarmpononant beim 
~iltderiUlllndige~t _,.._.,,, 11 011.2020 09 112020 BND --BNDundllKAmllind Bundesnadvichlend..,.t Bolalloale 

GPRa.ttn Zuslandigl<ell bol Eonolellung 2810 202(J 22 12 202!J BND S1rologlul11"n --Pononatvef1rotungen des BND 
BNDlolAa<oillnler 

BRD BolhiNt 22 022021 01107 2021 BND 

BRD Ven«t"'I! (RuhHl.lond) 02032021 08 07 2021 BND 

BRD Trennu,_id 19 10.2020 23032021 BND 

BRD 8e<.<1oilung 21 012021 25052021 - BND 
15 12 2021 

BRD Verteaung (-) 08 04 2021 03 05 2021 BND 

Pr.-..dto BND, Chel BKAm1 Recllle der GleiBo ,_, BGlolG 2805.2021 17 08 2021 BKAmt. 
BND 

BRD 0....-- 04 08_2021 12.07 2021 BND 



IIIIIW/7 t C 1 .......,,1wruuc 1 ... k f 1~ --.. --- ! 111 lf 11 PF 1 --- 1--i--. . C C - -. 
BRD IF~l-""11 2904.2021 3007 2021 BND 

BRD Beunedunv 21042021 04 08 2021 BND 

Hr L ~ (~R--01 01 042021 10 11 .2021 BND 
all 

Hr N Oions1-v,,hon (R~) 31 032021 03 12.2021 BND 

Übefgobe be, -le BVOIWG 
1 1 1 Hr L 10ions1-v,,hon (MXUOle ~ung 01 II ) durch BND -· am 

27 102021 1 1 1 1 1 

Mllleilung ein Proz-machl,glon Ilm 29 
Novemblt 20Ul. ons dal Verf&hren eofgruno der 

Oor l(l8go< 111 - dn l~IO DE-CIX l#1d . v..-..ng- (VII) AL BVonG 1 BvR 

- lieh ---doo BKArnll bzw do<en 
1865118 _,du Uneol ein BVerwG vom 30 ~ 2019 

BRD --durch don BND (mdtola 110g 08 04 2018 KE 18. 11 19 Neon Nein Bl<Amt Im V~-A7. BVerwG 8 A 3 18 
.S&atustaoeaen·, Im Rahmen der Ausandl-Aul&ands,- NI>~ bdlinV k.., EinQang de< VB tu -,lliehnon llal 
F....-ilfung ,_, §§ 8 ff BNOG (Ol1) Genc:111 hol den V- lur den 15 12.2021 auf 

~gelegt BlsdahinWNddHVorfahn!n 
~ ,_, AMOrung.., BeteWgten 

BRD(BND) 
""'~ ~ Dl"V1.lfN , ,.., __ ) __ 

2708.2015 ~ Bl<Atl1 laulendetVerlahron Auskun•·---
BRD(BND) 

AktenemSIChl nacl'I 8An::hG I Preuerechtlicher 2711 2017 ~ BKAmt loufendesVerlahron - ·----
BRD(BND) 

_,_,_, __ 
10072019 

Sperro<l<larung 
·•119VwGO - tauf- Verlahron 

BRD(BNDJ 
Ak1"""'naiclll .-, BAn,t,G , __ 

20.082020 
Sponw,ICIO,\lng Bl<Atnl IMlfendö vertatw„ 

Auskunft•-·-.... •119VwGO 

BRO(BNDJ 
Akl-,_, BAn:hG 1-llieher 

19112020 ~ Bl<Atnl laulendel Verlahron 
.AJM.111111'1~1f"f\ 




